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Naumburg Weißenfels Zeik, Wittenberg Schweinit, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarks berga

und die Manskelder Kreiſe. Redaktion Harz 42/43.

Organiſterte als Vagabonden.
In den nächſten Jahren, vielleicht während der bereits

im Anzuge begriffenen wirtſchaftlichen Kriſe, ſollen die Waſſer
ſtraßen gebaut werden, die vor zwei Jahren nach langem
Hängen und Würgen vom preiſe Landtage genehmigt
worden ſind. Es handelt ſich um die drei Kanäle zwiſchen
Rhein und Weſer, zwiſchen Berlin und Stettin und an der
unteren Netze, ſowie um Regulierung der mittleren Oder bis
Breslau und um Erweiterung und Vertiefung des Nord
Oſtſeekanals. Tauſende von Arbeitern werden bei dieſen Bau

ten beſchäftigt werden. Für die Annahme der Arbeiter und
ihre Beaufſichtigung hat das Miniſterium der öffentlichen Ar
beiten „Grundſätze“ erlaſſen, bei deren Durchſicht man immer
wieder auf die Ueberſchrift ſieht, um ſich zu vergewiſſern, ob
denn dieſe zum Teil ſchier unglaublichen Vorſchriften wirk
lich im Jahre 1907 erlaſſen worden ſind, oder ob nicht der
loſe Sehkaſtenkobold aus dem Jahre 1709 eine 1907 ge-
fälſcht hat.

Der oberſte Grundſatz der „Grundſätze“ iſt der, „ſchlechte
Elemente“ fernzuhalten. Was ein Geheimraishirn nur er-
tüfteln kann, um durch Nachſchnüffelei über die Perſönlichkeiten
der ſich meldenden Arbeiter dieſes Ziel zu erreichen, iſt in
den „Grundſätzen“ fein paragraphiert zum Ausdruck gebracht.
Gleich der einleitende Satz des erſten Abſchnittes, der von
der Annahme der Arbeiter handelt und den Unter
titel führt „Verfahren zurFernhaltungſchlech
ter Elemente“ läßt köſtliches ahnen, denn er ſagt, maß-
gebend ſeien „im weſentlichen die Vorſchriften der Aller-
höchſten Verordnung vom 21. Dezember 1846, ſoweit ſie die
Annahme der Arbeiter betrefſen“. Sechzig Jahre der indu-ſtriellen und politiſchen Entwicklung ſind für den kgl. preuß.

Geheimrat, der die „Grundſätze“ ausgeknobelt hat, aus dem
Kalender geſtrichen. Wollte man ihn, den Geheimrat, nach
vormärzlichem Rezept behandeln, ſo würde er ſich das gewiß
mit Recht ſehr energiſch verbitten; der Arbeiter dagegen ſoll
ſich das bieten laſſen müſſen. Doch bei den Vorſchriften von
1846 hat es nicht einmal ſein Bewenden. Was inziſchen poli
zeilicher Schematismus, politiſche Geſinnungsriechered und
buxeaukratiſche Haarſpalterei ausgeheckt haben, wird zwecks
„Fernhaltung ſchlechter Elemente“ mobil gemacht.

Hören wir, wie die Annahme von Arbeitern vor ſich geht.
Der Unternehmer, dem der Bau einer Kanalſtrecke von der
Regierung übertragen worden iſt, darf nicht etwa ſelbſt oder
durch einen beliebigen Beauftragten, eiwa durch einen Schacht
meiſter, die Arbeiter einſtellen, ſondern das darf mr geſchehen
durch einen der Beſtätigung ſeitens der Regierung unterliegen

den „zuverläſſigen Beamten“. Die Schachtmeiſter werden aus
drücklich dabei ausgeſchloſſen. Der „zuverläſſige Beamte“ hat
„die Pflicht, offenbar ſchlechte Elemente
(Landſtreicher und dergleichen) ohne weite-
res abzuweiſen“. Hat ein Arbeiter dieſe erſte Siebung
überſtanden, iſt er alſo „vorläufig angenommen“, ſo erhält er
ein Arbeitsbuch und muß ſich auf ſeine Geſundheit und Ar-

Nachdruck verboren.)

9 Die zweite Buße.
Kriminal- Roman von Dietrich Theden.

Komiteß Helene ſchaute vom Fenſter aus auf den Hof undn bei der Abfahrt ger
„Die Kleine iſt merkwürdig ſtill geworden plauderte Luckner

ahnungslos. „Sollte der auch irgend ein Aprilunwetter ſchwa
nen rzte er.ine an Art habe ich nie an ihr beobachtet,“ flocht Her

brinck ein. 4„Nee, nee. Aber ſo t ich m 3 iſt die
onſt a nicht geweſen, ſo ſeeſtill, ſo ganz wellenlosi „War ſie h ſchen als ga in ſich gekehrt, lieber Graf
„Gewiß, wenigſtens kein Sauſewind. Jch kann mich ja

auch irren. Aber mitunter meine ig doch, daß hinter ihrer
weißen Stirn ein Sinnen iſt, das ſie nicht gerade beglückt.
Und ihre Farbe gefällt mir auch nicht. Ja, das wollte ichſchon immer mal Fogen: findeſt Du nicht auch, daß ſie etwas

treibhausmäßig zart geworden iſtLuckner wartete geſpannt auf die Ankwort.
„Nein,“ erwiderte Herbrinck, faſt gen ſeinen Willen und

ohne rechte Ueberzeugung. Er ſuchte nach einer all
nen Be

e

je t „Sie zählt achtzehn Jahre, und inß em Alter e peclicher Entwicklung unterliegen die
äußere Erſcheinung und die ſeeliſche Stimmung mannigfachem
Wechſel l e Landkind wie die, und ſieht aus wie eine Stadtuige i nie recht in Luft und Sonnenſchein hinausgekom-

t u ſehr ans Haus gebunden.a h e wieber ne werden t Wangen ſich auch
V en e hehr Lerbrint. Du vie doch auch Menſchen
n 9i Wien von Kind auf gern gehabt. Wenn

Dir nun nichts aufgefallen iſt, habe ich gewiß zu viel eben
Ja, ja, ſo wird's ſein, und ich danke r aß Du mich We
ruhigt haſt. Was die Herren vom Gericht übrigens W
wollen, iſt mir nicht ganz klar. Du kannſt doch allein die er

hen dage nh Peitſchenafäce in er.auch dien.
daß

W

beitsfähigkeit vom Streckenarzt n laſſen. Der Arztſchreib: den Befund ins Arbeitsbuch ein. Das iſt die zwei

Siebung. J der „vorläufig Angenonmene mit
dem Buch zum Streckengendarm, legt dieſem Buch und Legi
timationspapiere vor und läßt ſein Nationale vom Gendar
men ins Arbeitsbuch eintragen. Die Legitimations-
papiere behält der Gendarm. Das iſt die dritte
Siebung. Die Legitimationspapiere werden vom Gendarmen
der für die Bauſtrecke zuſtändigen Ortspolizeibehörde über
geben, „welche ſie genauer zu prüfen hat“.
Vierte Siebung. Worin die genauere Prüfung rer
ſoll, wird zwar nicht näher geſagt, verſteht ſich aber von ſelbſt.
Die Ortspolizei ſetzt ſich nämlich mit der Heimat-
behörde des „vorläufig Angenommenen“ in Verbindung
und erkundigt ſich, ob der Arbeiter gewerkſchaft-
lich oder politiſch organiſiert iſt und ſich in
der Vertretung der Jntereſſen ſeiner Kameraden hervorgetan
hat. Fünfte Siebung. Lautet die Auskunft der Heimat-
behörde ungünſtig, ſo wird der „vorläufig Angenommene“ ſo
fort entlaſſen. Sechſte Siebung. Sollte trotzdem noch
ein räudiges rotes oder auch nur rötliches Schaf unter der
Herde unentdeckt geblieben ſein, ſo kann auch ſpäter noch
die ſofortige Entlaſſung eines Arbeiters gefordert werden, ſei
es durch die Poltzei, ſei es durch die Bauverwaltung, alſo
durch die Regierung. Siebente Siebung.

Das wagt man 1907 deutſchen Arbeitern zu bieten! Ge
werkſchaftlich organiſierte und ſozialdemokratiſche Arbeiter wer-
den mit Landſtreichern, dieſen bedauernswerten Opfern der
kapitaliſtiſchen Staatsordnung, auf eine Stufe geſtellt. Ge
werkſchaftler und Sozialdemokraten bilden neben den
Landſtreichern die „ſchlechten Elemente“. „VLandſtreicher
und dergleichen“ ſagt das Miniſterium der öffentlichen Arbeiten.
Die „Dergleichen“ ſeid ihr, ihr organiſierten Proletarier, die
ihr mit heldenhaftem Opſermut, mit Einſetzung aller Kraft
an die Beſſerung der elenden Verhältniſſe arbeitet. Das wagt
dieſelbe Regierung euch zu bieten, die euch Bier, Fleiſch und
die ganze Lebenshaltung verteuert, die ihre Polizei und Gen-
darmerie auf die Beine bringt, wenn ihr auf geſetzmäßigem
Wege eure Lage ſolidariſch beſſern wollt! „Landſtreicher und
dergleichen“ ſeid ihr!

Ueber die beim Kanalbau zu zahlenden Löhne, über die
Arbeitszeit enthalten die dreihundert Druckzeilen langen
„Grundſätze“ nichts, keine Sterbensſilbe. Das iſt auch Neben
ſache. Die Hauptſache iſt, daß kein „ſchlechtes Element“, das
heißt kein gewerkſchaftlich oder politiſch organiſierter Arbeiter
der Ehre teilhaftig wird, ſich zum Nutzen der Unternehmer
abſchinden zu dürfen. Wie jämmerlich muß ſich die Regierung
die Arbeiterverhältniſſe am Kanalbau vorſtellen, daß ſie ſolche
heilloſe Angſt von den „ſchlechten Elementen“ hat! Sie gibt
ſich nämlich nicht mit der ſiebenfachen Siebung zufrieden, ſon
dern ſie beſtimmt außerdem noch:

Durch entſprechende Ueberwachung iſt dafür Sorge zu tra
gen, daß nicht die abgewieſenen oder ent-
laſſenen Arbeiter ſich in der Nähe der
Kanalbauſtrecke aufhalten.

bindung mit der Tat des Burſchen zur Sprache kommen könnte
und vielleicht die Verteidigung verſuchen würde, aus der Auf-
reizung des jugendlichen Verbrechers auf eine mildere Beurtei-
lung des Vergehens hinzuwirken. Er wußte aber ſelbſt nichts
Genaueres und wollte eine bloße Mutmaßung nicht zum beſten
geben.

bin nicht nur über die Tat ſondern auch über den Leu
mund des Burſchen befragt worden erklärte er, „und über den
letzteren könnteſt wohl auch Du gehört ws iel Amtany

„Na, wir werden ja ſehen. Uebrigens viel zu viel Umſtände
um den verdrehten Bengel. Eine Tracht Prügel würde kürzer
und empfehlenswerter ſein.“

„Jhm wird ſein Recht werden,“ warf Herbrinck ſtill hin.
„Geheuer mag ihm nicht ſein.“ s„Von mir hat er keine Schonung zu verlangen,“ ſagte Luckner
nachdrücklich. „Jch werde dem verdammten Kerl die Leviten
leſen, t er und die Richter ſich's hinter die Ohren ſchreiben
ollen. Halloh Morgen Tönndorp!“

Tönndotp wollte gerade vom Hofe in als die e
vorüberkamen. Er lenkte ſeinen Schweißfuchs um den Wagen
und ritt ein Stück Weges mit.„Nach Kiel?“ fragte r „Na, ges mir heute abend Beſcheid,

was dem Brenner aufgebrannt iſt.
„Dein S Herbrinck ällt mir. Der Kern erſetzt,wae r S i n auch keinen Weltmann auf

unſerm Timmhuſen. Auch geladen?“
erbrinck beſtätigte.Tr iſt Feſtern abend gefahren. Mit der Bahn.

Weſentliches wird er auch nicht zu bekunden haben.“
erbrinck knöpfte ſich den Ueberrock auf. Es war ihm unbe

aglich warm.t gen Drehkreuz eines Feldſteiges, neben dem Wege, ſtand
hemdärmelig ein Stromer und klopfte ſich mit dem Knotenſtock
den über das Kreuz gehängten Rock aus. Die Pferde eu
ten, und eines von ihnen ſchlug über den Strang, ſo daß der
Kutſcher halten te. Luckner ſprang vom Wagen mit einer
Wendung auf den Stromer zu, der eiligſt querfeldein Reißaus

n 4 eWiß den armen Teufel laufen,“ bat Herbrinck freundlich,

und brachte den Strang in Ordnung. de
aber bald beſänftigt.Geſindel!“ knurrte Luckner, warren kein Genrebild geſtörte Morgentoilette,“

ſchergte er ſchon wieder.

Jn erſter Linie ſollen Arbeiter eingeſtellt werden, die „durch
ihre Heimatbehörde, durch Arbeitsnachweiſe, Verpflegungs-
ſtationen oder Arbeiterkolonien empfohlen ſind“'. Da jedoch
die Regierung wohl ſelbſt Zweifel hegt, auf dieſe Weiſe ge
nügend viele und tüchtige Arbeiter zu erlangen, die nur zu
haben ſein würden, wenn vor allem die „ſchlechten Elemente“
die gewerkſchaftlich und politiſch organiſierten Arbeiter An-
nahme fänden, beſtimmt ſie weiter, es ſei „der Zuzug
geeigneter ausländiſcher Arbeiter nach Möglich-
keit zu erleichtern“. Namentlich ſolle dabei die Feld-
arbeiterzentralſtelle in Berlin wegen ihrer „guten Verbindungen
nach Jtalien“ berückſichtigt werden. Auch das gehört zur
nationalen Politik! Der deutſche Arbeiter mag hungern. So-
fern er gewerkſchaftlich oder politiſch organiſiert iſt, wird lieber
der ausländiſche Arbeiter herangezogen.

Die übrigen Beſtimmungen der „Grundſätze“ befaſſen 5
mit Einrichtung und Verwaltung der zu errichtenden Baracken
und Kantinen, mit Maßnahmen zur Bekämpfung des Alkohol-
genuſſes, mit den Vorkehrungen zur „Seelſorge“, der „Förde-
rung der Sparſamkeit“ unten Beihilfe der Gendarmen und ähn-
lichen Maßregeln. Es iſt manches Verſtändige darin enthal-
ten; doch kommt das nicht weiter in Betracht gegenüber den
unerhörten Beſtimmungen, die für die Annahme der Arbeiter
und die „Fernhaltung ſchlechter Elemente“ getroffen ſind.

Das klaſſenbewußte Proletariat hat ſich ſchon manche Be-
ſchimpfung aus manchem Munde gefallen laſſen müſſen und
mit dem Gleichmute hingenommen, den das Bewußtſein ver-
leiht, für eine ſiegesſichere Jdee zu kämpfen. Daß aber ein
preußiſches Miniſterium die gewerkſchaftlich und die politiſch
organiſierten und tätigen Arbeiter im Jahre 1907 unter den
Sammelbegriff „Landſtreicher und dergleichen“ zu faſ-
ſen ſich erkühnt, iſt trotz allem wert, angenagelt zu werden.

Mit dieſer Feſtſtellung werden die Arbeiter über „Geheimräte
und dergleichen“ zur Tagesordnung übergehen.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 23. Mai 1907.

Liberalismus und preußiſche Wahlreform.

Die Nationalzeitung beſchäftigt ſich abermals in
einem Leitartikel, der mit den Jnitialen (Anfangsbuchſtaben)
ihres jetzigen Chefredakteurs Harms gezeichnet iſt, mit der
Stellung der Nationalliberalen zur preußiſchen Wahlrechts-
frage. Die Zuſtände in Preußen, ſo wird hier ausgeführt,
ſeien unhaltbar, die Maſſe der Bevölkerung wende ihr politiſches
Intereſſe dem Reich und den kleinen Bundesſtaaten zu und
ſchere ſich den Teufel um die preußiſchen Landtagswahlen. Dar-
aus entwickle ſich ein ungeſunder Zuſtand. So blutleer und ver
trocknet wie in dieſen letzten Jahren ſei die preußiſche Politik
wohl ſeit den Tagen der Heiligen Allkanz nicht mehr geweſen.
Weiter heißt es wörtlich:

Es kann nur anders werden, wenn die Fenſter der preußi-
ſchen Staatsſtuben weit aufgeriſſen werden und ein ſcharfer
Wind in das burcaukratiſche Jdyll hineinbläſt Dieſer

Vor einer Dorfſchmiede mußte noch einmal gehalten werden,
weil das Leitpferd ein Eiſen verloren hatte.

„Donnerwetter, bedeutet das nu Aerger?“ fragte Luckner.
Lieber hätte ich eins gefunden, wenn ich auch nicht abergläu-bif bin. J Du etwa doch mit dem Baumeiſter

hinter meinem Rücken 7 Den verehrten Herren würde
ich ſchön anfahren.“

Die verlorene Viertelſtunde konnte gerade noch eingeholt wer-
den, und wenige Minuten vor dem angeſetzten Beginne der
Verhandlung hielt der Wagen vor dem Gerichtsgebäude.

Der ältere Kruſe drückte ſich auf dem langen Korridor ſcheu
in eine Fenſterniſche, als er des Grafen und ſeines Begleiters
anſichtig wurde. Der „Lindwurm“ aber, der gleichfalls zu
gegen war, ſtemmte den Arm in die Seite, warf den Kopf auf
und muſterte die Herren mit ſuffiſantem Hohne.

Luckner blieb ſekundenlang zornig ſtehen, und Detlev Kruſe
poſierte weiter.

„Hier iſt neutraler Boden näſelte er höhniſch.
In Luckner kochte es, aber er beſann ſich und würdigte den

Aufdringling keiner Antwort. Seine Verachtung in Blick und
Gebärde ſagte genug. Stolz ging er weiter und wandte ſich
an einen Gerichtsdiener.

S fragte er lakoniſch.Der Diener wies höflich zurecht.
„Herbrinck, die gleiche Luft mit der Fratze iſt mir unerträg

lich, ſagte er, als ſie allein waren. „Wenn Du länger auf-
gehalten wirſt als ich ſuche mich im Hotel. Und gehe Du
dahin voraus, wenn Du zuerſt an die Reihe kommſt.“

In der Liſte der aufgerufenen Zeugen fehlte Detlev Kruſe;bei flüchtigem Umſehen Semerkte ihn Herbrinck aber in der vor-

derſten Sitzreihe des Zuhörerraumes, und es war ihm, als ob
ein boshaftes Grinſen des Artiſten ihm gelten ſolle. Ange-
widert wandte er ſich ab.

Die Zeugen mitßten den Saal nun wieder verlaſſen und der
Graf und Herbrinck ſich in Geduld faſſen. Erſt nach nahezu
zwei Stunden rief ein Gerichtsdiener geſchäftsmäßig in das
Wartezimmer: „Herr Graf von Luckner.“

Alle Zeugen richteten ſich auf den ariſtokratiſchen Zeugen,
der ſoldaliſch ſchlicht und doch in vornehmer Sicherheit den Ge
richtshof und die Geſchworenen mit verbindlichem Neigen des
ergrauten Charakterkopfes grüßte.

Fortſetzung folgt.
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zialdemokraten bereit ſind?

Wind heißt Wahlreform Verſchwinden wird die Frage
der Wahlreform in Preußen nicht mehr. Möge die Landtags
fraktion ſich rechtzeitig vorſehen, daß ſie nicht über ſie komme
wie der Dieb in der Nachtl! Die Wahlen müſſen auch hier,
müſſen hier vor allem eine geſchloſſene einheitlich geordnete
Schlachtreihe finden.

Wer indes glaubt, der Chefredakteur Harms wolle mit dieſen
Worten die Nationalliberalen zur Anerkennung jener Wahl
rechtsforderung bewegen, die von der Nation der Preußen
geſtellt wird und die ihrer allein würdig iſt, nämlich des all
gemeinen, gleichen, geheimen Wahlrechts, der irrt ſich. Herr
Harms will zwar von dem „plutokratiſchen Dreiklaſſenſyſtem“
nichts wiſſen, aber noch weniger von der Einführung des Reichs
tagswahlrechts, das von den Freiſinnigen und dem größeren Teil
des Zentrums beantragt iſt. Dazu bemerkt er ſchnippiſch:

Mögen Zentrum und Freiſinnige mit Forderungen krebſen
gehen, die ſie weder verwirklichen wollen noch können.

Es wird Sache der beiden angegriffenen Parteien ſein, ſich
gegen dieſen Vorwurf, ſie wollen ja gar nicht, was ſie be-
antragten, ſelber verteidigen! Sofern dieſer edle Streit zwi
ſchen Freiſinnigen und Nationalliberalen ſpielt, haben wir ſchon
gar keine Urſache uns einzumiſchen, da es ja Blockbrüder

ſind, die einander ſo ziemlich die ſchimpflichſten Betrügereien
'nachſagen, die man einem Politiker nachſagen kann. Auf das
„Wollen“ und „Können“ kommt es ja auch gar nicht an, denn
die Herren werden dem preußiſchen Volk ja doch erſt dann ſein
Recht werden laſſen, wenn ſie es müſſen. Und wenn Herr Harms
'erklärt, der Wind, den Preußen brauche, heiße Wahlreform, ſo
iſt darauf zu antworten: Richtig! Aber die nationallibe-
rale Wahlreform iſt Windl!

Die Schuld der Sozialdemokratie.
Der 18. evangeliſchſoziale Kongreß iſt am Dienstag in

Straßburg mit einer Rede des Prof. Adolf Harnack aus Ber-
lin eröffnet worden. Auf große Erfolge kann der evangeliſch-
ſoziale Kongreß in dieſem Jahre ebenſowenig blicken, wie in
irgend einem früheren; die ſoziale Geſetzgebung ſtockt und die
Reichspolitik wird noch immer von den beiden Leitſätzen be-
herrſcht, daß die Kompottſchüſſel voll und daß chriſtlichſozial
Unſinn iſt. Herr Prof. Harnack braucht alſo einen Schuldigen
dieſer, wie wir gern annehmen wollen, ihn ernſtlich betrübenden
Erſcheinung und findet ihn wo ſonſt? natürlich in der
Sozialdemokratiel Wo wären wir ſchon, und welche
Segnungen würde das deutſche Volk nicht ſchon genießen, wenn
es keine ſozialdemokratiſche Partei gäbe, denkt Herr Harnack,
und wörtlich ſagt er:

Trotz der Erſchwerungen, die die Sozialdemokratie durch
maßloſe Forderungen der Arbeiter, wie wir ſie eben wieder
erleben, der Förderung der ſozialen Geſetzgebung bereitet,
muß die ſoziale Geſetzgebung durchgeführt werden.

Welche maßloſen Forderungen Herr Profeſſor Harnack ſchau-
dernd miterlebt hat, bleibt ungewiß, wenn es nicht etwa die be-
kannte Forderung der Berliner Bauarbeiter, die Verkürzung
des Neunſtundentags um eine halbe oder ganze Stunde, ſein
ſoll. Dieſe Forderung iſt aber, wie Harnack als Berliner wiſſen
muß, von den Bauunternehmern, ohne daß von den Arbeitern
erſt ein Streik beſchloſſen worden wäre, mit einer allgemeinen
Ausſperrung beſtraft worden, und Kreiſe, die weit von der
Sozialdemokratie entfernt ſind, bemühen ſich zurzeit, eine bal
dige Einigung der ſtreitenden Parteien herbeizuführen. Will
Harnack den von ihm gepredigten „ſozialen Frieden“ dadurch
fördern, daß er Oel ins Feuer gießt und ſich, als guter Evan-
geliſchſozialer, mit ein paar Redensarten geradewegs auf die
Seite der Unternehmer ſchlägt?
Es iſt auch gar nicht einzuſehen, warum die „maßloſe“ Kul-
turforderung des Achtſtundentages den Evangeliſchſozialen ihre
Arbeit erſchweren ſoll. Wo bleibt denn nur der geſetzliche Ma
ximalarbeitstag von 10 Stunden, für den zu ſtimmen die So-

Jſt es ihre Schuld, daß er noch
immer auf ſich warten läßt?

Sofern aber die Bemerkung Harnacks nicht auf eine beſondere
Frage zielen, ſondern ganz allgemein gedacht ſein ſollte, ſo kann
es nicht ſchaden, wenn Harnack einmal in der Geſchichte der
evangeliſchſozialen Bewegung ſelbſt nachblättern wollte, um
über das Verhältnis der Sozialdemokratie zur ſozialen Reform
arbeit nützliche Aufſchlüſſe zu gewinnen. Der getwtveſene Hof-
prediger Stöcker, gewiß auch ein Gegner der Sozialdemokra-
tie und als ſolcher noch viel fanatiſcher als Harnack war es, der
in der Anfangszeit der evangeliſchſozialen Bewegung, in ſeiner
Rede „Ueber den Programmentwurf für die cchriſtlichſoziale
Arbeiterpartei“ wörtlich erklärte:

Es iſt das große Verdienſt des Sozialismus, daß er uns
energiſch auf die ſoziale Frage aufmerkſam gemacht hat, daß
wir ſeit 15, 20 Jahren die ſozialen Verhältniſſe mehr ins
Auge faſſen.

Die ſozialiſtiſche Arbeiterbewegung hat alſo nach dem Geſtänd-
nis Stöckers die evangeliſchen Herren erſt auf die ſoziale Frage
aufmerkſam gemacht; ohne jene wären dieſe noch gar nicht aus
dem Ei gekrochen: dennoch ſeufzt Harnack heute: Wie weit
wären wir ohne die „maßloſen Forderungen“ dieſer Bewegung!
Als Entſchuldigung für ihn mag gelten, daß ſeine Rede eine
Eröffnungsrede war; dieſe muß, obgleich die Kompottſchüſſel
voll und chriſtlichſozial Unſinn iſt, und obgleich hinterher der
von der Hoftafel ausgeſchloſſene Curtius bejubelt wurde,
programmgemäß mit einem Kaiſerhoch enden. Hätte Harnack
die Verdienſte der Sozialdemokratie um die Sozialreform an-
erkannt, ſo wäre er logiſcherweiſe am Ende bei einem Hoch auf
die Sozialdemokratie angelangt, und das wäre nicht bloß pro-
grammwidrig, ſondern ſchickt ſich auch aus anderen Gründen
nicht für einen deutſchen Univerſitätsprofeſſor.

Preußiſche Beamte dürfen nicht mnuckſen.
Die Freiſinnige Zeitung war dieſer Tage in der

Lage einem Erlaß des preußiſchen Finanz-
miniſters an die Regierung zu Danzig zu veröffentlichen.
Darin wird mitgeteilt, daß die Regierungsſekretäre und Haupt-
kaſſenbuchhalter in Danzig bei der dortigen Regierung in einer
„Kollektivvorſtellung“ eine Erhöhung ihrer Gehälter beantragt
haben. Außerdem haben ſie dieſen Antrag an die ſämtlichen
Regierungsſekretäre und Hauptkaſſenbuchhalter der ſämtlichen
übrigen preußiſchen Regierungen geſandt, damit dieſe eine
gleiche Petition an die Regierung richteten. Infolgedeſſen ſind
auch zahlreiche Kollektiveingaben beim Miniſter eingegangen.
Dieſes Vorgehen wird nun vom Miniſter in ſeinem Erlaß ent-
ſchieden gemiß billigt. Ein Beamter dürfe nur als
einzelner für ſeine Perſon Wünſche bei ſeiner vorgeſetzten
Behörde zur Sprache bringen. Die Kollektiv-Ein-
gaben einer ganzen Beamtenklaſſe ſeien ungehörig.
Nur weil den Danziger Beamten und namentlich den beſonders
„ſchuldhaft“ erſcheinenden Regierungsſekretären bereits vom
Oberpräſidenten eine ſcharfe Zurückweiſung zuteil geworden iſt,
will der Miniſter von ſtrengeren Maßnahmen abſehen. Jedoch
warnt er bei Vermeidung ſcharfer „disziplinariſcher Maßregeln“
vor der Wiederholung jedes derartigen Schrittes. Eine gleiche
Warnung ſoll den Kanzlei und Unterbeamten zugehen.
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An dieſem Beiſpiel ſieht man
möglich iſt, die perſönliche Freiheit noch ärger einzuſchränken,
als dies der preußiſche Gegenwartsſtaat bereits tut. Jſt es
erhört, daß man erwachſenen Männern vorzuſchreiben wagt,
ob ſie einzeln oder mehrere zuſammen ein Schriftſtück abſenden
dürfen Vielleicht wird den alſo behandelten Beamten bei
dieſer Gelegenheit ein Lichtlein darüber aufgehen, daß die ſo-
zial demokratiſchen Arbeiter nicht ſo ganz unrecht haben, wenn
ſie ſich gegen eine Behandlung, die aus ähnlichem Geiſte ge
voren iſt, wehren.

Der ewige Studt. Daß der preußiſche Miniſter gegen Volks
aufklärung, Herr v. Studt, neuerdings durch die Zeitungen
ſeinen Entſchluß verkündet, vorläufig nicht von ſeinem Amte
zurückzutreten, hat die liberale und freiſinnige Preſſe in einen
Zuſtand nicht mehr gelinder Verzweiflung verſetzt. „Die
liberale Aera verwirklicht ſich immer ſchöner!“ ſtöhnt das Ber
liner Tageblatt. Die Liberalen ſollten aber froh ſein.
ſolange ſie ihren Studt haben, denn ſolange er bleibt, bleibt
ihnen auch die Jlluſion, daß es nachher beſſer werden könnte.
Wie ſchön aber wird ſich erſt die liberale Aera entwickeln, wenn
dieſer Studt geht und ein anderer Studt kommt?

Gehaltsaufbeſſerung nach dem Syſtem Studt. Der Landrat
des Kreiſes Stuhm (Weſtpreuyen) erläßt folgende Bekannt-
machung:

Aus Anlaß mehrerer Rückfragen bei Gelegenheit der Auf-
beſſerung der Lehrergehälter mache ich die Herren Lehrer dar
auf aufmerkſam, daß zufolge eines Erlaſſes der Zentral-
inſtanz der Wert des Brennmaterials nicht mehr wie bisher
zum Höchſtbetrage von 160 Mk., ſondern zur vollen Höhe bis
zum Höchſtbetrage von 260 Mk. auf das Grundgehalt von
1100 Mk. in Anrechnung zu bringen iſt.

Da die Herren Lehrer, wi- ſie es auf dem letzten preußiſchen
Lehrertage in Magdeburg bewieſen haben, ſehr loyale Leute
und nicht etwa böſe „Umſtürzler“ wie ihre franzöſiſchen Kollegen
ſind, werden ſie ſich auch mit dieſer papierenen und arithmeti-
ſchen „Gehaltserhöhung“ abzufinden wiſſen. Leute, die in ihrer
Mehrzahl ſo treu zu Thron und Altar ſtehen, wie die Lehrer,
werden ſich in ihrem loyalen Herzen ergebungsvoll darin fügen,
wenn ihnen das väterliche Regiment des Herrn Studt den Brot
korb immer höher hängt.

„Sozialkapitalismus“ iſt das neueſte Wort, das auf dem oben
erwähnten evangeliſchſozialen Kongreß zu Straßburg geprägt
wurde. Der Vater dieſer ſchönen Wortbildung iſt Profeſſor
Dr. von Schulze-Grävennitz in Freiburg i. Br. Der Herr Pro
feſſor verſteht unter Sozialkapitalismus einen Begriff, der den
Kapitalismus zwar fördert, ſeinen Eigentumsbegriff aber „ſo-
zial erweicht“ und ſeine Auswüchſe ſtaatlich beſchneidet.

Die deutſchen Profeſſoren ſind und bleiben ſonderbare
Schwärmer. Dem Herrn Profeſſor von Schulze-Grävennitz
wird es wohl ſchwer werden, in der rauhen Wirklichkeit des
Lebens die Profirſucht des Kapitalismus und das Weſen des
kopitaliſtiſchen Klaſſenſtaates mit den Forderungen des Sozia-
lismus zu verbinden. Das Experiment muß gerade ſo gut miß-
glücken wie der Verſuch, Waſſer und Feuer zu einem Elemente
zu verſchmelzen.

Polizeiſchikane und Zeugnisfolter. Jn Berlin hat vor einiger
Zeit ein Prozeß gegen den bekannten Redakteur Karl Schneidt
ſtattgefunden, der der Berliner Sittenpolizei Ausſchreitungen
vorgeworfen hatte. Jn dieſem Prozeſſe war der Kunſthändler
Neumann als Zeuge vernommen worden. Neumann ſagte aus,
daß er von einem Kriminalbeamten erfahren habe, daß ſich
Sittenſchutzleute in einer Wohnung nicht korrekt benommen hät
ten. Für den Zeugen ſollte dieſe Ausſage ſchwere Scherereien
ſeitens der Polizei zur Folge haben. Das Polizeipräſidium lei-
tete ein Disziplinarverfahren gegen Unbekannt ein und ließ
Neumann als Zeugen vernehmen. Dieſer weigerte ſich unter
Berufung auf ſein gegebenes Wort, ſeinen Gewährsmann zu
nennen, worauf er zunächſt eine Geldſtrafe von 20 Mk. erhielt.
Da dies nicht fruchtete, wurde die Zeugniszwangshaft
verhängt. Der Haftbeſchluß ſoll in den nächſten Tagen voll
ſtreckt werden und die Haft nötigenfalls eine Dauer von ſechs
Monaten erreichen. Gegen dieſen Beſchluß hat Neumann
Beſchwerde eingelegt.

Die ganze Geſchichte mutet einem echt preußiſch an: Zum
Schutze Seiner Majeſtät des Schutzmanns muß die verwerf-
lichſte Form juriſtiſcher Zwangsmittel, die Zeugnisfolter an
gewendet werden, um einen Ehrenmann zu zwingen, zum wort-
brüchigen Lumpen zu werden. Der traurige Ruhm der bahri-
ſchen Juſtiz in der Kulmbacher Zeugnisfolter-Affäre gegen un
ſeren Genoſſen Schlegel hat jedenfalls die Berliner Behörden
nicht ruhig ſchlafen laſſen, ſie wollen ſich gleichfalls auf dem
Gebiete der modernen Jnquiſition neue Lorbeeren erwerben.

Major Fiſcher, der durch ſeine geſchäftlichen Beziehungen zur
Firma Tippelskirch bekannt geworden iſt, wurde nach einer
amtlichen Meldung von ſeiner Stellung beim Oberkommando
der Schutztruppe entbunden und unter Gewährung der geſetz
lichen Penſion verabſchiedet.

Ansland.
Oeſtreich. Mißbräuche bei den Wahlen ſind auch in

Oeſtreich unvermeidliche Begleiterſcheinungen der großen
Wahlen geweſen. So wird beſonders aus Galizien gemeldet,
daß ſich die Behörden grober Wahlbeeinfluſſungen ſchuldig ge-
macht haben. Ferner iſt bei der Wiener Staatsanwaltſchaft
Anzeige erſtattet, weil die Wahlkommiſſion im fünften Wiener
Bezirke bei der Prüfung der Stimmzettel parteiiſch zugunſten
der Chriſtlichſozialen verfahren iſt. Des weiteren wurden drei
Staatsbeamte gemaßregelt, weil ſie in Wien als ſogenannte
Beamtenkandidaten aufgetreten waren. Sie wurden diszipli-
nariſch in entlegene Provinzſtädte verſetzt.

Ungarn. Ernſte Konflikte ſind zwiſchen Ungarn und
Kroatien entſtanden, weil die Kroaten die Duldung der kroati-
ſchen Sprache auf den Staatsbahnen und anderen gemeinſchaft
lichen Einrichtungen fordern. Die ungariſche Regierung will
aber von dieſem Zugeſtändnis, das ſie zwar ſelbſt in bezug auf
die ungariſche Sprache von Oeſtreich fordert, nichts wiſſen. Es
werden ernſtliche Unruhen in Kroatien befürchtet, wenn die
ungariſche Regierung nicht nachgibt.

Schweiz. Ausgewieſen hat der Bundesrat wiederum
vier Jtaliener, die angeblich „durch Gebrauch von Spreng-
ſtoffen zu verbrecheriſchen Zwecken die innere Sicherheit der
Schweiz gefährdet haben“. Der Bundesrat will dieſe Erkennt
nis aus einem Bericht der Bundesanwaltſchaft gewonnen
haben. Nun ſteht aber dieſer Bericht und die Ausweiſung in
ſtriktem Widerſpruch mit dem rechtskräftigen Urteil des Schwur-
gerichts von Zürich. Dieſes hat nämlich die betreffenden Vier
freigeſprochen, nachdem die Geſchworenen die geſtellte Frage,
ob die Ausgewieſenen Sprengſtoffe zu verbrecheriſchen Zwecken
gebraucht haben, verneint hatten.

Frankreich. Bewegung unter den ſüdfran-
zö ſiſchen Weinbauern. Nachdem in Bezièrs und andern
Zentren der ſüdfranzöſiſchen Weinkultur große Demonſtratio-
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eine inpignan veranſtaltet worden. An en Demo
die Beſitzer und auch die Arbeiter gleicherweiſe beteiligt. Die
Beſchwerden der Weinbauern, die in der Tat einen ſchweren
Exiſtenzkampf zu führen haben, richten ſich gegen die „Fäl
ſcher“, gegen deren aus Chemikalien und Zucker zuſammen
geſetzten Weine ſie ſelbſt mit den billigſten Naturprodukten
nicht konkurrieren können. Noch ſchlimmer aber trifft die ſüd
franzöſiſchen Weinbergbeſitzer die ausländiſche Konkurrenz; aus
Jtalien, Spanien, namentlich aber Algerien werden billigere
Weine in großen Maſſen eingeführt, als die im Lande er-
zeugten. Die Weinbergbeſitzer drohen mit Steuerverweigerung,
falls die Regierung ihnen nicht zu Hilfe kommt. Bei der
letzten Demonſtration in Perpignan marſchierten die Vertreter
der Kommune von Baizes an der Spitze des Zuges; dieſer
Ort hatte den Beſchluß der Steuerverweigerung bereits in die
Tat umgeſetzt, und deshalb ward ſeinen Vertretern dieſe Ehre
zuteil. Die Regierung bereitet einen Geſetzentwurf vor, wo
durch den Beſchwerden der Weinbergbeſitzer abgeholfen werden
ſoll. Es ſoll eine ſchärfere Kontrolle der Weinproduktion und
eine ſchwere Beſtrafung der Fälſchungen eintreten. Jm
übrigen ſoll die Gründung von Produktiv- und Verkaufs-
Genoſſenſchaften durch die Regierung gefördert werden; ferner
will ſich der Finanzminiſter um weitere Ausfuhrgelegenheit
für die franzöſiſchen Weine bemühen. Ob alle dieſe Maß
nahmen den gewünſchten Zweck haben werden, iſt aber mehr
als zweifelhaft.

England. Die projektierte Verfaſſungsreform
für Jrland wird von den Jrländern nicht gebilligt. Der
Nationaltongreß der Jrländer verwarf am Dienstag die eng
liſche Vorlage.

Aſien. Die in Paris lebenden Jndievhaben
dieſer Tage eine Verſammlung abgehalten und dort eine Reſo
lution angenommen, in welcher ſie gegen die Maßnahmen der
Engländer in Indien energiſch proteſtieren. Die Deportation
einiger Führer der indiſchen Volksbewegung ohne gerichtliche
Unterſuchung wird als ein Akt Jnfamie und Tyrannei erklärt.
Ferner wird die Einberufung eines indiſchen National-Kon
greſſes gefordert, der über die Schritte beraten ſoll, die zu
unternehmen ſind, falls ſich derartige Gewalktätigkeiten wieder
holen ſollten.

Afrika. Der Urheber des Witboi-Aufſtandes,
der Prophet Stuurman iſt nach einem Telegramm der Berl.
Neueſt. Nachr. aus Südweſtafrika von der KapPoligei zum
Tode verurteilt und aufgehängt worden. Er hat, ſo heißt es in
dem Telegramm, bei Kimberley die Aufwiegelung dortiger Ein
wohner gegen die Weißen begonnen und bereits eine kleine
Bande gebildet, welcher ein Farmer zum Opfer gefallen war.
Dieſer Prophet Stuurman gilt als der Anſtifter des Witboi
Aufſtandes.

Zur Revolution in Rußland.
Die monarchiſtiſchen Abgeordneten gegen den Duma- Präſi

denten. Vor einigen Tagen kam in der Duma der vielbeſpro-
chene angebliche Attentatsverſuch auf den Zaren auf Grund
einer diesbezüglichen Interpellation zur Sprache. Bei der Be
ſprechung der Interpellation entfernte ſich die ſozialiſtiſche Linke
aus dem Saale. Die Beſprechung endete damit, daß der Prä-
ſident Golowin erklärte, die Duma mißbillige einſtimmig das
Attentat auf den Zaren. Daraufhin veröffentlichten b4 reak
tionäre Dumaabgeordnete in der Nowoje Wremja einen offenen
Brief an den Präſidenten, der mit den Worten ſchließt: „Jhre
Worte über Einſtimmigkeit klangen uns wie Heuchelei und er
ſcheinen uns unwürdig des hohen Poſtens, den Sie einnehmen.
Wir halten es für unſere Pflicht, dies durch öffentliche Erklä
rung bekannt zu machen, damit Jhre Worte Rußland nicht irre
führen und nicht den wahren Charakter dieſer einſtimmigen
Erklärung verheimlichen.“

Die reaktionären Parteien gehen ſyſtematiſch darauf aus, die
Duma in Mißkredit zu bringen. Jhr Jdeal iſt die Wieder
abſchaffung der Volksvertretung.

Wieder ein Konflikt zwiſchen Stolypin und Duma. Der Mi-
niſterpräſident hat dem Vorſitzenden der Dumakommiſſion zur
Ueberwachung der Unterſtützung der Arbeitsloſen mitgeteilt, er
könne die Vertreter der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung nicht als
Sachverſtändige zur Teilnahme an der Kommiſſion zulaſſen.

Beſpitzelung der Duma. Vor ein paar Tagen hat der Schrift-
führer der Duma, Tſchelnokow, zwei Unbekannte vor ſeinem
Bureau entdeckt, die bemüht waren, vom Wächter die Schlüſſel
zu verſchiedenen verſchloſſenen Zimmern zu erlangen. Es
ſtellte ſich heraus, daß es Agenten der politiſchen Polizei waren.
Ein herbeigerufenen Offizier entſchuldigte ſich und erklärte, die
Leute hätten nur den Auftrag gehabt, das tauriſche Palais von
außen zu beſichtigen, hätten aber dieſen Auftrag mißverſtanden.

Sonderbares Mißverſtändnis!
Volksbildung in Rußland. Die Dumafitzung vom

17. Mai war der Debatte über die Volksbildungsvorlage
ewidmet. Der Miniſter der „Volksaufklärung“, Kaufmann,ch in einer verhältnismäßig liberal gehaltenen Rede den

Volksvertretern die Notwendig einer umfaſſenden Reform
auf dem Gebiete der Volksbildung zu beweiſen. Trotz der
rauſamen Jronie dieſes Beginnens entbehren ſeine Aus-ſührangen eben weil ſie von einem Vertreter der Regie

rung ausgingen nicht eines gewiſſen Jntereſſes. Nach der
letzten allgemeinen Volkszählung (1897) ſind des Leſens und
Schreibens kundig: Männer 29,33 Prozent, Frauen 138,6
Prozent nach den wichtigſten Nationen geordnet

Deutſche 59,9 Proz. (Männer) und 58,5 Proz. (Frauen)
Littauer und

Letten 52 a 52 7 vuden 49 282innen 35 4 I m 27 a hzolen 35 29Ruſſen 29,58 9Zur w des allgemeinen (nicht obligatoriſchen) Unter
richts muß nach der Regierungsvorlage die vom Staate
aſſignierte Summe ſiebenmal vergrößert werden. Eine ebenſodo Summe iſt von den Gemeinden, welche Schulen er
hen werden, erforderlich. Bei einer uns von
141,5 Millionen im z 1906 wurden 12,7 Millionen
Kinder ſchulpflichtigen Alters gezählt, von denen aber blo
5,4 Millionen Schulen beſuchen konnten, während 7,8 Mill.
Kinder aus Mangel an Schulen jeglichen Unterricht
entbehren mußten. Zur Einführung des allgemeinen Unter
richts ſind nach den Ausführungen des Miniſters 250 000
Schulen erſorderlich. Da es zurzeit nur 90000 Volksſchulen in Rußland gibt, müſſen als 160 000 Schulen er

öffnet werden.
Die Rede des Miniſters eine für einen ruſſiſchen Mini

ſter verhältnismäßig anſtändige Leiſtung wäre von der
Duma beifällig aufgenommen worden, wenn ſie nicht mit derjeſuitiſchen terin eendet hätte, die Politik von der
Schule fernzuhalten. ige „ſchamloſe Provokation erforderte

eine gebührende Abfuhr von ſeiten der oppoſitionellen Parteijen.
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Seendere heſtig waren die Entgegnungen der Vertreter
unterdrückter Nationen Polen, c Tataren führten
eine Unzahl Tatſachen an, welche bewieſen, daß die Regierung
jahrzehntelang ſyſtematiſch Politik in die Schlen herein
rcgen abe. Die Vertreter der großruſſiſchen Gebiete

gten zu dieſen Ausführungen noch hinzu, daß auch die
„angeſtammte“ Bevölkerung von ſeiten der Regierung wenigerSorge um Hebung der Volksbildung geches habe, als
polizeiliche x zur Beaufſichtigung für Lehrer und
Schüler und Beeinfluſſung derſelben im Sinne der Jdeen der
e Hunderte. Die weiteren Debatten verſprechen auch
dem liberal ſein wollenden MiniſteriStunden. Miniſterium ſehr wenig angenehme

Deutſcher Schmok in Solde der Kuutenregierung.

Ein angeſehenes journaliſtiſches Fachorgan macht darauf auf-
merkſam, daß ein Vertreter großer deutſcher Zeitungen in
Petersburg direkt im Solde der ruſſiſchen Regierung
ſteht. Die L i terariſche Praxis, das Organ zahl
reicher journaliſtiſcher Berufsvereine, bringt in ihrer Nummer
vom 11. Mai einen Artikel über die St. Petersburger deut
ſchen Korreſpondenten. Der pſeudonyme Verfaſſer ſchildert
darin, wie ſchäbig die großen deutſchen „Weltblätter“ ihre
Petersburger Spezialkorveſpondenten bezahlen, mit denen ſie
vor ihren naiven Leſern ſo dick zu tun pflegen.

„Die Preſſeverhältniſſe in den deutſchen Landen kennen wir
von ihrer häßlichſten Seite. Nicht mit Unrecht werden
wir Deutſche von den Ausländern für Spießbürger gehalten.
Nur einige wenige deutſche Blätter bezahlen ihre Vertreter
befriedigend. Die Vertreter der amerikaniſchen, engliſchen und
franzöſiſchen Preſſe erhalten Miniſtergehälter. Kein Wunder,
daß die beſten Nachrichten aus Rußland über das Ausland,
New York, Paris, vor allem London, nach Deutſchland ge-
langen. Ohne Geld iſt auch kein Zeitungsmaterial zu erhal-
ten. Dem Goldklange aber widerſteht kein noch ſo verſchwie-
genes Herz in Rußland. Die ärmliche Honorierung hat auch
noch andere Schattenſeiten: ſie treibt auf Abwege. Die rxuſ-
ſiſchen Regierungsbehörden benutzen die engliſche Preſſe ſehr
gern als Sprachrohr ihrer Meinungen und Abſichten. Von den
deutſchen Preſſevertretern iſt mir nur einer bekannt, der „mit
einem hervorragenden Staatsmanne“ Verbindung hat weil
er in ſeinem Solde ſteht Er macht ein doppeltes Geſchäft:
er erhält das Honorar ſeiner zahlreichen Blätter und die
Douceurs ſeines Auftraggebers. Der Mann vertritt
eines der angeſehenſten reich s deutſchen
Blätter, das der ruſſiſchen Regierung no-
toriſch wohlgeſinnt iſt. Der Times-Korre-
ſpondent läßt ſich ſeine Rußland geleiſteken Dienſte nicht
von Rußland bezahlen. Aendert ſich die Stimmung der Times,
ändert ſich auch der Ton ihres Vertreters. Wie gern ver-
werten unſere deutſchen Redaktionen Korreſpondenzen, denen
ſie die ſchöne Einleitung vorſetzen können: „Wie Jhr Korre-
ſpondent von authentiſcher Seite über die Abſichten der ruſ-
ſiſchen Regierung erfährt oder: „Wie unſer Korreſpon-
dent von einem ihm befreundeten ruſſiſchen Staatsmann er-
fährt“, oder: „Von durchaus einwandfreier Seite wird uns
geſchrieben“ uſw. Wir übrigen Auslandskorreſpondenten wer
den in den Miniſterien ſehr höflich empfangen und mit nichts-
ſagenden Redensarten abgeſpeiſt. Denn wir verkaufen uns
nicht. Alſo muß man ſich verkaufen, um der deutſchen Preſſe
„authentiſche Nachrichten“ liefern, wie auch um bei ihr als
Korreſpondent in Anſehen zu ſtehen. Eine ſolche Perſönlich-
keit hat ihre Miniſterialwaren monopoliſiert. Sie verſorgt die
deutſche Preſſe mit „Jnterviews“ und die zu interviewenden
Perſonen wiſſen wiederum den Umſtand zu ſchätzen, daß ſie
einen „eigenen Mann“ haben, der von der deutſchen Preſſe
hochgeſchätzt wird. Geſchäft iſt Geſchäft, ſagen ſich die deut
ſchen Redaktionen. Und dabei ſprechen ſie fortwährend von
nationaler Würde, von ſtolzer Selbſtändigkeit dem Auslande
gegenüber!“

Leider erfahren wir aus dieſem vergnüglichen Beitrag zur
Naturgeſchichte der deutſchen patriotiſchen Preſſe nicht, wie das
„angeſehene veichsdeutſche Blatt“ heißt, das ſich durch ein von
der ruſſiſchen Regierung geſchmiertes Subjekt vertreten läßt.
Der Artikelſchreiber bemerkt aber ausdrücklich, daß das Berliner
Tageblatt, die Voſſiſche Zeitung, der LokalAnzeiger, die
Frankfuxter Zeitung, die Köln. Zeitung und die Neue Freie
Preſſe ihren Vertretern wenn auch nicht glänzende, ſo doch
einigermaßen auskömmliche Gehälter zahlen. Indeſſen iſt aus
weiteren Andeutungen zu entnehinen, daß der betreffende Ehren-
mann nebenbei noch eine ganze Reihe anderer deutſcher Blätter
der verſchiedenſten politiſchen Richtungen mit bedient.

Brummer

Wir ſtehen alſo vor der leſenen Tatſache, daß ein
nicht unbeträchtlicher Teil der öffentlichen Meinung in Deutſch
land von ruſſiſchen Henkersknechten gemacht wird und mit der
übrigen Auslandskoxreſpondenz gewiſſer „nationaler“ Blätter
wird es nicht anders ſtehen. Auf der andern Seite ſehen wir
die kleinliche, krämerhafte Schäbigkeit von Blättern, die ſich
ſonſt den Mund nicht voll genug nehmen können und die ſich
gerne über den Krämergeiſt der Engländer luſtig machen!

Aqhte ordentliche Generalverſammlung des

Deutſchen Metallarbriter-Herbandes.

Es folgt die Diskuſſion über den Bericht des Vorſtandes
und des Ausſchuſſes. Die darauf bezüglichen Anträge 1-56
werden mit zur Debatte geſtellt. Aus derſelben heben wir das
Wichtigſte hervor. Die Einzelmitglieder der Stadt Leipzig
wünſchen an Stelle der jetzigen loſen Form der Organi-
n die feſtere Form der Verwaltungsſtellen zu ſetzen. Dieſe
Imwandlung ſoll dazu führen, die Organiſation innerlich zufeſtigen perſönlichen Zwiſt leichter erledigen zu können und die

Verwaltungsarbeiten zu vereinfachen. Dieſer Standpunkt wird
von Probſt- Leipzig vertreten. Dagegen wendet ws a gck-
Dresden. Beinkämpen- Dresden warnt vor der Errich-
tung von Verwaltungsſtellen in Sachſen, weil damit der Be-
hörde die Möglichkeit gegeben ſei, die Aufnahme jugendlicher
Arbeiter in den Metallarbeiter- Verband zu hindern. Die Be-
handlung der Ausſchlußanträge durch den Vorſtand wird von
Beinkämpen Dresden verteidigt. Die Behandlung der einzel-
nen Fälle durch den Geſamtvorſtand, wie ſie der Ausſchuß ver-
langt, ſei praktiſch unmöglich. Speziell im Fall der Ausſchlüſſe
von Langer und Genoſſen in Dresden ſei noch viel zu lange
Je worden, weil die Quertretereien der genannten Or-
ganiſation rieſig geſchädigt haben. Der Ausſchuß habe es nicht
einmal für nötig erachtet, ſich in Dresden wegen dieſer Sache
an zuſtändiger Stelle zu erkundigen, ſondern er hat nur mit
den Angeſchuldigten korreſpondiert, welche dieſe Korreſpondenz
in Mitgliederkreiſen gegen die Verbandsintereſſen ausgenuhzt
haben. In ausführlicher Weiſe begründet Reichel-Stutt-
jart die Stellung des Vorſtandes im Falle Karlsruhe, wo es

um Leute die ihre ganze Verbandstätigkeit in der
u einer giftigen Kritik erblicken, und der Vorſtand hat mit

dem Ausſchluß dieſer Elemente ein gutes Werk getan. Nicht
der Vorſtand ſondern der Ausſchuß hat hier gegen das Statut
gehandelt. Der Vorſtand könne ſich nicht durch kleinliche For-
malitäten von Handlungen zurückhalten laſſen, die im Jnter-
eſſe des Verbandes liegen. Die Erhebungen, welche vom Vor-
ſtande aufgenommen werden, ſollen nicht nur im Erſcheinen be-
ſchleunigt, ſondern es ſoll auch mehr nach dieſer Richtung ge-
leiſtet werden. Dieſer Standpunkt wird von König- Dort
mund vertreten und mit dem Hinweiſe darauf begründet, daß
die Regierung nach dieſer Richtung hin ihre Schuldigkeit nicht
tut. Reichel- Stuttgart teilt zwar dieſe Meinung inſoweit,
als auch er es für wünſchenswert erklärt, weiſt aber darauf
hin, daß mit dem heutigen Arbeitsperſonal nicht mehr geleiſtet
werden könne. Es müſſe das Beamtenperſonal ganz bedeutend
vermehrt werden. Dißmann- Frankfurt fordert ebenfalls
mehr Erhebungen, wünſcht in Verbindung damit auch eine
jährliche Zuſammenſtellung der vom Verband abgeſchloſſenen
Tarifverträge. Die Verantwortlichkeit der Bezirksleitung wünſcht
Peine-Köln auch den Mitgliedern gegenüber auf Bezirks-
konferenzen. Es ſeien in einigen Bezirken inſofern ſchlechte
Erfahrungen gemacht, als beobachtet worden iſt, daß die Mei-
nung der Bezirksleiter ſich häufig ändert, nachdem dieſelben
mit dem Vorſtand Konferenzen abgehalten haben. Dem gegen-
über bemerkt Reichel-Stuttgart, daß die Bezirksleiter in
erſter Linie dem Vorſtand, dann aber der Generalverſammlung

gegenüber verantwortlich ſeien. Die Statutenberatungskommiſ-
ſion habe Aenderungen vorgeſchlagen. Das ſpäte Erſcheinen der
Jahrbücher, welches moniert wird, erklärt Reiche l-Stuttgart
mit der Ueberlaſtung der Beamten und einer Reihe von Krank-
heitsfällen. Die Agitation wird von König- Dortmund be-
ſprochen, das Ruhrgebiet ſei derart dicht von Metallarbeitern
bevöltert, das ſei ein ſo weites Agitationsgebiect, daß es nötig
iſt, einen Bezirksleiter allein für dieſes Gebiet anzuſtellen. Die
Exkurſion in die Charlottenburger Wohlfahrts- Ausſtellung wird
von einer ganzen Reihe von Rednern kritiſiert. Es wird ge-
wünſcht, daß die Exkurſionen nicht unterbleiben, ſondern daß
der Verſuch gemacht wird, die Fehler zu beſeitigen. Die Reiſe-
unterſtützung bei Eiſenbahnfahrten iſt nach der Meinung einiger
Delegierter unzuläſſig beſchränkt. Das frühere Syſtem des
Fußreiſens ſei als rückſtändig mit Recht bezeichnet und der
Vorſtand habe durch dieſe Einſchränkung rückſchrittlich gewirkt.
Reichel verteidigt die Stellungnahme des Vorſtandes. Es ſeien
nur Beſchränkungen vom Vorſtande angeordnet, welche daraus
zu rechtfertigen ſeien. Die Verſicherung der Verbandsbeamten
wünſcht Dißmann grundſätzlich in dem Sinne daß ein Teil
der Beiträge vom Verbande gezahlt wird, gleichviel wo die An-
geſtellten verſichert ſind. Die Unterrichtskurſe für die Verbands-
beamten werden allgemein empfohlen. Der Vorſtand müſſe
Mittel und Wege finden, Erſatzkräfte für die Beamten zu fin-

Ausnahme-
auf alle Pareinläufe bis eins Montag den 27. In

den, die durch die Teilnahme an den Unterrichtskirſen ihrer
Tätigkeit entzogen werden. Dißmann geht noch weiter und
verlangt auch Erſatzkräfte für die Fälle, in denen Verbands
beamte an den Kurſen der Parleiſchule teilnehmen.

Unterbrochen wird die Debatte über den Bericht des Vor-
ſtandes und des Ausſchuſſes durch den Bericht der Mandat
prüfungskommiſſion, den Junge Hamburg erſtattet. Die
Kommiſſion empfiehlt Gültigkeit der ſämtlichen beanſtandeten
Mandate. Die Generalverſammlung ſtimmte dem zu.

Nachmittags Sitzung.
Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt Zernicke Ber

lin im Auftrage der Bezirksleitung eine Erklärung ab, die ſich
mit aller Entſchiedenheit gegen die Unterſtellung wendet, die in
der Vormittagsſitzung von Peine gegeben iſt, daß die Bezirks-
leiter ihre Meinung nach den Beiratungsſitzungen ändern. Peine
erklärt, daß er mit ſeinen Ausführungen nur Verbeſſerungen
habe anregen wollen.

Damit wird die Debatte über die Berichte des Vorſtandes
und Ausſchuſſes fortgeſetzt. Jn Sachen der Errichtung von
Verwaltungsſtellen in Sachſen erklärt Böhle-Leipzig, eine
ganze Anzahl von ſonſt nur ſchwer zu erledigenden Sachen
könnte durch die beſſere Verwaltungsarbeit mit Leichtigkeit ge-
regelt werden. Das Beſtätigungsrecht des Vorſtandes gehe
beim jetzigen Syſtem zu weit. Die Holzarbeiter Leipzigs haben
gute Erfahrungen gemacht. Schäffler-Leipzig: Die Ver
hältniſſe in Leipzig würden in nichts geändert, wenn eine Ver-
waltungsſtelle errichtet wird; es ſoll die Errichtung der Ver-
waltungsſtelle dazu dienen, die Entſcheidung des Vorſtandes
bei Streiks zu beſeitigen. Die Gegner der Errichtung von
Verwaltungsſtellen können hier ihre Gründe nicht offen aus-
ſprechen. Jn Leipzig wird jedoch viel gegen die ſonſt ander-
weit üblichen Urſachen gehandelt. Zum Beiſpiel werden in
die Parteipreſſe von unverantwortlichen Perſonen Berichte ein-
geliefert, die der Verwaltung Schwierigkeiten bereiten. Haack-Dresden bemerkt, daß bei en Erkundigungen über die Er-
fahrungen, welcho andere Gewerkſchaften mit der Errichtung von
Verwaltungsſtellen in Sachſen gemacht haben, auch ſolche ſind,
die durchaus ungünſtig ſeien. Die ſakultative Einführung von
Verwaltüngsſtellen ſei undurchführbar und bei obligatoriſcher,
Einführung ſei der größte Schaden zu erwarten.

v

Jn der weiteren Nachmittagsſitzung wurde die General
diskuſſion ſortgeſetzt. Am dritken Tage erhielt Schlicke dasSchlußwort. Die des gafſerers wurde einſtimmig
erteilt. Jn der Spezialdiskufſion wurde die Errichtung von
Verwaltungsſtellen in Sachſen abgelehnt. Die Nachmittags
ſitzung fiel aus, da ein Ausflug nach dem Starnberger See
ſtattfand. (Fortſetzung folgt.

Gemeindezeitung.
Zipſendorf. Die Gemeindevertreterſitzung am 16. Mai war

von acht Vertretern beſucht. Die Gemeinde- Einnahmen und
„Ausgaben betrugen 1906 29 083 reſp. 26 394 Mk. Beſtand
iſt 2689 Mk. Die Separationsgemeinde hatte 479 Mk. Ein-
nahmen und 391 Mk. Ausgaben. Der Beſtand iſt hier 89 Mk.
Die Kanaliſation des langen Weges durch die Grube Bis-
marck wurde genehmigt. Jedoch müſſen bei eventl. Verände-
rungen die alten Röhren wieder gelegt oder die neuen liegen
bleiben. Der Neubau eines Leiterhauſes wurde beſchloſſen.
Die Leitern dürfen nicht mehr ay Private verliehen werden.
Die Arbeiten zum Anbau an das Gemeindehaus ſollen an
den Mindeſtfordernden vergeben werden. Es haben veranſchlagt Blüumentritt 1836 Hit Höber 1743.76 Mk. Da aber
verſchiedene Arbeiten nicht inbegriffen ſind, erhöhen ſich die
Koſten noch etwas. Eine Beſchlußänderung über den Bau
der Leichenhalle lautet: Die Leichenhalle wird der evan-
geliſchen Gemeinde überlaſſen. unter der Bedingung, daß alle
andern Konfeſſionen die Halle benutzen dürfen. Zur Steuer
einſchätzungskommiſſion wurden gewählt Krober, Beyer, Müller
und Schwarz. Zwecks Verbreilerung des Angers ſollen Ver-
handlungen mit den Herren Roſt und Rockſtroh angebahnt
werden. Die Malchowſche Angelegenheit iſt s der Ge
meinde erledigt. Die Uinſatzſteuer wird Herrn Frommhold er-laſſen. Der Vertrag mit Grube Bismarck (elektriſches Licht)
wurde zurückgeſtellt. Die Beſchaffung eines Aſche-Abladeplatzes
wurde abgelehnt, da jetzt kein Bedürfnis vorhanden ſei. Eine
s der Dienſtſtunden des Gemeindevorſtehers findet
nicht ſtatt, da auch außer den Dienſtſtunden Geſchäfte erledigt

werden. (22. 5.) A. B.9.

Büchermarkt.
Neue Zeit, Wochenſchrift der deutſchen Sozialdemokratie.

Heft 33. Verlag P. Singer, Stuttgart. Einzelheft 25 Pf.
Die Neue Geſellſchaft, Sozialiſtiſche Wochenſchrift. ger

geber Dr. H. Braun und Lily Braun. Heft 8 des 4 Bandes.
Preis v Nr. 20 Pfg., die Arbeiter-Ausgabe koſtet nach wie
vor 10 Pfg.

Verantwortlicher Redakteur: Oskar Fröhlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt J Seiten.

Besondere Gelegenheitskäufe:

Grosse
Posten Seidenstoffe, Besätze

Damen-Jacketts, Kostüme,
Staubmäntel, Taffet-Boleros,
Kleiderstoffe, Blusenstoffe,

Preise
der vorgerückten Saison

wegen
bedeutend ermässigt,

Aussergewöhnlich villige Einkaufsgelegenheit!
4 J

3
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Rucksäcke
r henen 150-1100

imin hinter 070- 105
5 Proz. Rabattmarken.O. W. BRiätter.,

Halle a. Leipzigerstr. 90.
C

123 Rassepferde 123 200 Personen 200

Near Kurze Zeit
Tirhus Schumann,

Rossplats. I alle. w W Rossplatsz.
Sonnabend, den 25. Mal, abends 87. Dhr

Grosse
bala-Eröffnungs-Vorstellung

mit einem Riesen-Sensations-Weltstadt- Programm.

W Alles Nüherso die Plakate und weiteren Annoncen.

Br

Zu dem am Sonntag d. 26. Mai nachmittags 3 Uhr auf der
J Halle b n Rennbahn an der NMorsoburger Chaussee etatt-

fnden
h

gr. Rad- u. Motorrennen

ind Finlass Karten
im Vorverkauf zu bedeutend ermüssigten Preisen zu haben in

den Zigarrenhandlungen der Her ren W. Georgi, Leipziger- 9
Strasso 66, B. Wiesner, Gr. Ulriczstrasse 51, J. Uegise, Bern- S

burgerstrasse 16, R.
I Feke Gütchenstrasse. Tohannes Rothe, Ludwig Wucherer-strasse, Ecke Viktor Scheteletr.. A. Schulenvurs, Merseburger-
strasse 161, Steinbrecher Jasper, Leipzigerstrasse 3, M.
Stoye, dledoebpist in den Febrradhandluhgen P. Hage-
mann, Gommwergasse 2, M. Präfer, Gr. Mörkerstrasse, W.S Nünster. Markt dis ta 24 sowie bei den Herren M. Reitwiesner, 2
Alter Markt 3, Böhme, Pfännerböhe 42 und H. Deichmann, S

I Mansfelderstrasse 12.

fadtuer. d mere f. Malen

bend dRoß 67 77 dez 25. Mai abends S Uhr in Weißen

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung

1. Die Stellung des Bau-Arbeltgoberbundes zu den Porde-
rungen der Arbeiter im deutschen Baugewerbe

z Der Stand unseres Streiks.
3. Bereinsangelegenheiten.
Vollzühliges Erſcheinen der Mitglieder erwartet

Der Vorſtand.
Wir erſuchen, die Streikbeiträge regelmäßig bis Sonnabend

an die Leitung abzuführen.

Sozialdemokrat Verein Teuchern.
Sonntag den 26. Mai nachmittags 4 Uhr

im „Grünen Baum“

Versamumnlunmg.
R rechnung vom 3. Quartal.

Verſchiedenes.

lung.

Koffrichter, Ludwig Wuchererstrasse,

Gaſt haben Zutritt.

onsumverein für Schmiedeberg u. Umg.

Tagesordnung: 1. Maifeier-Betrachtungen. 2. Ab3. Maifeſt Abrechnung und

lle Genoſſen mögen anweſend ſein Der Vorstand.

nan ſadn re len
Sonntag den 26. Mai, u Uhr, im Gaſthaus „Glück

auf“ zu Strerkau

VersammIung. WTagesordnung 1. Bericht von der e
Berichterſtatter: Schröder. 2 W haben wir von unſerm

Knavppſchaftszlreß en zu verlangen. 3. Verſchiedenes.
Die Versammlung findet im Saale statt.Jahtreichem Beſuch ſieht entgegen Her Vertrauensmann.

ICGINMEIEIIIIIIJ AWhnete Und verwandter Ceverte Deutchlantt

Sonnabend d. 25. Mai abends S Uhr im Engl. Hof

Versammlung.
Tagesordnung1. Abrechnung vom 1. Quartal 1907. 2. Ausgabe der neuen

Statuten und Protokolle. 3. Verſchiedenes.

Zerr Zeit.Rossfleischhalle z. Erholung,
Freitag den 24. Mai 1907

d RMits eder Verazammiung.
Tayesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben.

Der VPorſtand.

ſtr. 35.

G. u. b. H.twdader on ſatteigjats-Innenraun nnd I. Piata-Karion Sonntes den 26. nal nachm, 3 öhr Im (Geschäktslokal
haben zu dem am Den ort ag peginne nden Traiving freien

8 Eintritt

Nutter, geht Euren Kindern
Jebertran-Hmulsion.
Bestes KröftſSguugs- und enfür schwächliche Kinder. Flasche à Z u. 2 M.
Zu haber j nur Rannischestr. 2de Max käulsr, Ecke Sternetrasse.

De Bitte gonan un Firma zu nehten? W
frisehe Am ghoier iedante Keidergotrefire

27 Mk., Vertikow 35 M. Schreib-
Spezial- wie s Geso hält

tiſche 36 M., Sofas 47 WM., Stühle,

7 Talamtſtrase F.
Bettſtellen, Matratzen zu verkf.

K. Räelew. e 39.
per Agel

igg für Damen
und Kinder s

waſchecht, Stück v. 5. bis Pf.

Bade-Kappen u, Hauben 42
in allen Arten 2.50 bis

in allenbade-laken Größen 75
Stück von 8. bisS n iandtüeher 29.

2.50 f.
frotüer-handtuen 99
mit Monogramm Pf.

balle- Mäntel Aen 3
Stück 12. bis

Bade-Hosen n See 7
Stück 50 Pf. bis Pf.

bade- Teppiene Acdbe 49.,

Stü 2

Wonneh n
Grosse Ulrichstrasse 60 61.

außerord. Generalverſammlung
Tagesordnung

1. Bericht vom Verbandstag in Eilenburg.
2. Antrag Richter Errichtung einer Sterbekaſſe.
3. Wahl eines beſoldeten Geſchäftsführers.
4 Anträne und Geſchäftliches.

Der Aufſichtsrat. E. Poſtel, Vorſitzender.
Krbeifer- Ka sino, Zangenberg.

Jontag den 26. Mai 1307: l. Grünäungsfest,

Vormittags: Matinee. Nachmittags: Ausſtellung der zahl-
reichen Straſperfolgungsgkten. Feſtrede. Fefangs

Vorträge. Abends: Unterhaltungsmuſik.Zohlreiche Beteil gung erwünſcht.
XB. Da Beitr Smarke n eingeführt ſind, müſſen alle Mitglieds-karten bis 3 tli d. J. vorgelegt werden, anderenfalls ver-

lieren ſie ihre Gultigkeit.

Künstler-Wandsprüche
zur o Saaldekoration für Reſtaurants und Kaſinos.

Jn mnchreren Farben auf ſtarkem Kunſitdruckpapier gedruckt.
Größe 110 und 80 Zentimeter.

Kpräenh e.
Denken und ſchaffen ſind unſere Waffen
Durch Kampf zum Sieg!
Laßt uns ſein ein einig Volk von Brüdern!
Nicht betteln, nicht bitten, nur unntig geſtritten
Einigkeit im Rat, fördert die Tat!Strebt nach der Mächt, ſo erlangt ihr das Recht!

t mit Sprut 1-6 würde links,

Bace-Pantotfel 28.
Paar von 1.75 bis P

Nur Ruthausstrasse 15. S

i Wachstuch billig.

Die Wandſprüche ſind als Gegenſtücke gedacht, das Plakat
das Plakat mit Spruch 7 712

würde rechts anzubri ingen ſein.

Gegenſtück.
SprGeh e.

Großes Werk gedeihet nur durch Einigkeit!
Proletarier aller Länder vereinigt Euch!
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit!

habt die Macht in Handen, wenn ihr nur einigt ſeid!
Wiſſen iſt Macht, v iſt Wiſſen!Einigkeit macht ſtark

e Preis des einzelnen Wandſpruches 1 Mk. W
Porto 1. Zone 25 Pf., 2. Zone 50 Pf.

Zu beziehen durch die
Volks-Bucohhandiung,

Halle a. S., Harz 4243.
Grudekochöfen

O Tapeten W Jweit unterm Selbſt an S
Linolonm,

von 5.4 an empf. bill

2 Mr. breit à Nr. Mk. I rgran u
Länfer: 110 cm br., M., miite auf r zu tan. TI o0cm r. 1.60 M. 76 mr 80 v. kbelſühren jed. Art beſ. billig

60 cm breit 70 Pf.
Ab. Langeo, Seſſtugſtraße 20.

Stephan- S

verſchiedene Syſteme

nhn Ken
Nur kürze Zeit
Havemann's

Rauhbtierschule.
Löwen Tiger, Leoparden,
Bären 10 ausgewachſene

Prachtexemplare.
forteüungen nan M u. 6 Bnr.

kitrtiapreize icht ernönt!

Stuhlplätze:
Erwachſ. 20 Pf. Kinder 10 Pf.

Toeite. Tenz.
Hamburger Flschhalle.

Crößtes h Srulgeſhift

Große n friſchen
e billigſtenpreiſen. Rauch cherwaren, tägl.
3-4 mal eng direkt aus der
Räucheret eintreffend.

Beſte Bezugsauelle f. Händler.

Rossfleisch.
Dieſe Woche pr. Ware.
Alles andere wie bekannt

empfiehlt
Eckardts Rossschlächterei
Sernſpr. 3183. Pfännerhöhe 43.
Elektriſcher Kraftbetrieb.

Allg. Konsum- Verein.
Mehrere

frührtüchz Auhägeripnen

für die Bezirke Giebiehensteta

und Bernbur h werden ſofort geſucht. Zu melden
im Jenter G Landsberger-

ſtraße 13

Jordsee-Ialle!

Von täglich friſcher Sendung

empfehlen wir:ff. Kabeljan im Anſgutt:
p. Pfd. 18

ff. Seelachs im Anſchnitt
p. Pfd. 18ff. Schellfiſch in enPf.

25 Pf.

groß
d 40 Pf.

oäye. Schelſiſch,

mittel p. Pfd. 33Bratſchellſiſch 3 Pfd. 15 Pf

Koteletten, brage
Pfd. 25 Pf.Auſteruſiſch geleiten

p. Pfd. 50 Pf.
Rotzungen, Ia.

p. Pfd. 60 Pf.helle
Rotzungen,

kleine p. Pfd. 40 Pf.
Schollen Ia., g.
Vratſchollen p. Pfd. 2 3
Steinbutt, lIa.,

3--6pfdge. p. Pfd. 140 Pf.
Steinbutt, Ia.,bis 3pidge. p. Pfd. 110 Pf.
Heilbutt im An ſchnitt

90 Pf.Zander, Ia. o
Pfd. 75 Pf.Tafelzander, tet

Helgol. gen i

960 Pf.Pordgeg- nis

der Deutschen bapntfisherel-

Gevellschaft Mordeee

Grosse Virichstr. 58.
Telephon n

r W dh zc ar

e

e

m

wegte

felvenſeſſe n
sindmalzreten, wonisehmeekend

und gut vekömmlieh,

e

a.

Meissenfels.
frische wut r Ffö. 60 Pf.

Xnackvwurst 65
ff. Sülze

ger. Speck y 40
Kente frische Kaldannen.

Merseburgerstr. 68.
D. Wo bekommen Sie
S für r 1 Mark eine

prima Feder
eingeſetzt? Nur beiAdolf Koch,

jeßt Poſfſtraße 1.

Wecker- Reparaturen 1 Mark.

3 auer und
Förderlente

finden bei hohem 23 r
Beſchäftigung auf Gkrohe Zukuntt, wönih,

bei Halle a.

Räumfuhren nimmt an
R. Weihmann, Bernhardyſtr. 9.

S krehta Anb J ma
Wueſm. fd. 80 Pf.

FreitagSchlarefett.w. NAngel,
Glauchaerſtraße 23.

Jeden Freitag
e echlachtefeſt.

W. Rudolph
Unterplan 7.

FreitagSchlach tefett.

J. Bause,Advokatenw. 30

reitag
Schlachtefeſt.
Vr. Feseru,Blumentalſtr.27.

Morgen Frehase,

R. Küchler,4 Zeitz, Nikolaiſtraße 6.

Freitael eLekort,D Höntwf ſtraße 1.
ff. friſche Wurſt e 80 Pf.

Schöne Parterre-Wohnunſofort billig zu verm. Nähere

Geiſtſtraße 33 (Laden).

ff. friſche J

Tochter und Schweſter

unſeren herzlichſten Dank.

lichem Schickſal bewahren.

Danksagung-
Zurückgekehrt vom Grabe unſerer innigſtgeliebten

Marthaſagen wir allen denen, welche ihren Sarg ſo reichlich mitBlumen ſchmückten und ſie zur letzten Ruheſtätte geleiteten,

Beſonders Dank Herrn War
I Kunitz für ſeine troſtreichen Worte am

Gott allen ein rer pegergelter ſein und jeden vor ähn-
Grabe. Möge

Die tieftrauernden Hinterbliebenen
Familie Moosdort.

SDetlas und Hy die Jvſergte verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Senſenee vere E. G. w. b. H.) Halle a, S.
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Halle, 283. Mai.
Verkehrspolizeiliche Gründe.

Dieweil nun einmal von alten Zeiten her in der preußiſchen
Verfaſſung als dem Staatsgrundgeſetze zu leſen iſt, alle Preu
ßen ſeien vor dem Geſetze gleich, und weil ſie in dem naiven
Wahne befangen waren, an einer ſolchen grundlegenden Rechts
norm für das Verhältnis der Staatsbürger zueinander und zu
den ſtaatlichen Behörden werde niemand drehen und deuteln,
reichte der Ausſchuß für das am 16. Juni in Halle ſtattfindende
zweite Bezirksturnfeſt des Arbeiter Turnerbundes
bei der hieſigen Polizei das Geſuch ein, einen kleinen Umzug
veranſtalten zu dürfen. Nur einen ganz kleinen und beſchei
denen. Am hinteren Garten des Volksparks ſollte der Zug
ſeinen Anfang nehmen, durch die Goſen und Triftſtraße die
Kröllwitzer Brücke erreichen und nach Ueberſchreitung derſelben
am Lindenhofe ſein Ende finden. Bei 300—400 Teilnehmern
wäre der Zug in wenigen Minuten vorüber geweſen. Daß er
in der Goſen und Triftſtraße keinen Verkehr toten konnte,
ſintemalen dort überhaupt kein Verkehr im pol ijeitechniſchen
Sinne des Wortes iſt, weiß jeder. Und wurde befürchtet, das
Ueberſchreiten der Kröllwitzer Brücke durch einige Hundert Ar
beiterturner könne die Brücke und die angrenzenden Provinzen
der königlich preußiſchen Polizeimonarchie zu ſehr erſchüttern,
je nun, ſo hätte ſich auch gegen dieſe Gefahr noch ein Mittel
finden laſſen.

Die Arbeiterturner reichten alſo das Geſuch um Genehmigung
ein, zugleich auch das Geſuch, am genannten Sonntag vormit
tags von 8--11 Uhr im Volkspark ein Schauturnen abhalten zu
dürfen. Beide Geſuche ſind abſchlägig beſchieden worden. Das

Schauturnen darf nicht ſtattfinden auf Grund der bekannten
Böttcherſchen Verfrommungsverordnung vom 27. Novbr. 10905,
die ſchon gegen die Flugblattverbreitung zum roten Sonntag
(14. Januar 1906) mobil gemacht worden iſt, dabei allerdings
einige komplizierte Arm und Beinbrüche davontrug. Auf den
Feſten der Deutſchen Turnerſchaft darf freilich den ganzen
Sonntag vormittag geturnt werden. Und die Arbeiterturner
durften voriges Jahr in Schkeuditz gleichfalls am ganzen Sonn
tag vormittag turnen und auch einen langen Feſtzug mit Muſik
veranſtalten. Das macht: Der Boden von Schkeuditz iſt feſter
als der von Halle. Betreffs des Zuges heißt es in dem Be
ſcheide kurz und bündig:

Auch die Erlaubnis zu dem Feſtzuge am Nachmittage des
ſelben Tages kann aus verkehrspolizeilichen Gründen nicht
erteilt werden.

Welches dieſe „Gründe“ ſind, hat Herr Wehdemann nicht mit
geteilt, obgleich der Papierbogen, auf dem der Beſcheid erteilt
worden iſt, noch Platz für Dutzende von Gründen gehabt hätte.
Die Turner wären zufrieden, wenn ihnen nur ein einziger
Grund angegeben worden wäre. Gern würden ſie ſich dann
der überlegenen Weisheit polizeilicher Einſicht gefügt haben.

nicht ein einziger dieſer Gründe wird off t.
der Richter jemanden verurteilen, und ſei es zur aller

geringſten Strafe, ſo muß er die Gründe genau anführen, aus
denen die Verurteilung erfolgt. Die Polizei braucht ſich mit
dieſem Ballaſt nicht abzumühen. Sie verbietet, und dabei hat
es ſein Bewenden. Denn eben wo die Begründung fehlt,
da ſtellen die verkehrs polizeilichen „Gründe“ zur rechten Zeit
ſich ein, würde Mephiſto ſagen.

Die Arbeiterturner ſind nun aufs eigene Grübeln angewieſen,
wollen ſie die „verkehrs polizeilichen Gründe“ erforſchen. Aber
da ſtellt ſich ihnen ſofort eine neue Schwierigkeit in den Weg.
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Am gleichen Tage halten nämlich die Schützenbrüder gleichfalls
ihren Feſtzug ab, nur daß derſelbe etwa ſoviele Tauſende von
Teilnehmern umfaßt wie der verkehrspolizeilich verbotene Tur
nerzug Hunderte, und daß er ſich durch die lebhafteſten Straßen
bewegt, während ſich die Turner beſcheidene Nebenſtraßen aus
gewählt haben. Der Schützenzug wird eine Stunde und länger
dauern. Der Verkehr wird in den wichtigſten Straßen für
dieſe Zeit völlig unterbrochen werden. Alles wird ſtocken. Trotz
dem liegen bei ihm keine verkehrspolizeilichen Verbotsgründe
vor; die ſtellen ſich erſt bei dem kleinen Turnerzug ein. Ueber
dieſen klaffenden Widerſpruch kommen die grübelnden Turner
nicht weg. Je länger ſie grübeln und forſchen, ein deſto dichterer
Schleier umgibt die „verkehrspolizeilichen Gründe“ des Herrn
Weydemann. Wenn er doch nur von parteip olitiſchen
Gründen geſprochen hätte, da wäre ja ſofort das Rätſel gelöſt.
Den gut geſinnten Schützenbrüdern wird der verkehrsſtörende
Feſtzug erlaubt; den ſchlecht geſinnten Arbeiterturnern da
gegen wird ein den Verkehr nicht ſtörender kleiner Zug ver
boten. Das wäre zwar „verkehrspolizeilich“ widerſinnig, gäbe
aber doch eine genügende Erklärung ab. Doch die Polizei beruft
ſich nicht auf parteipolitiſche Gründe ſondern ausdrücklich auf
verkehrspolizeiliche. Und die Polizei kann nicht lügen; ein
Schreibfehler liegt gleichfalls nicht vor. Es bleibt eben bei den
verkehrs polizeilichen Gründen. (Der Setzer wird ebenſo
höflich als dringend erſucht, nicht etwa verkehrt- polizeiliche
Gründe daraus zu machen.)

Da ſteht man nun da mit dem gleichen Recht aller Preußen
vor dem Geſetz in der Hand und kommt doch nicht über die ver
kehrs polizeilichen „Gründe“ des Polizei-Oberinſpektors Weyde
mann hinweg. Man iſt eben ein Stümper im Denken. Die
Arbeiterturner dagegen verſtehen ſich zum Glück aufs Volti-
gieren. So wird es ihnen wenigſtens gelingen, die „verkehrs
polizeilichen Gründe“ zu überſpringen, während alle ſpring-
unfähigen Menſchenkinder ſich in den Gedanken vom gleichen
Rechte aller Preußen vor dem Geſetze hineinbohren, bis ſie
ſelbſt ſchließlich ganz verbohrt ſind. Und das hat mit ſeinen
„verkehrspolizeilichen öründen“ Herr Wehdemann getan.

Zur Lohnbewegung der Bauarbeiter.
Situationsbericht der Zimmerer Heute ſind zehn

Mann zu den neuen Bedingungen in Arbeit getreten. Die
Zahl der Streikenden vermindert ſich tagtäglich, ſo daß ſich
dadurch die Führung des Kampfes günſtiger geſtaltet. Ander-
ſeits iſt durch die Ablehnung der Verkürzung der Arbeitszeit
durch den Arbeitgeberverband bei den im Streik ſtehenden
Arbeitern noch mehr Erbitterung eingetreten. Ein Teil der
jenigen Arbeitgeber, welche ein Entgegenkommen zeigen wollen,erdeg durch die Scharfmacher verhindert. Daß ſich das Bild

bald ändert, dafür ſorgen die Verhältniſſe. Die Jnnunge-
krauter geraten in eine mißliche Lage, indem ſie für ihre Streik
brecher nicht genügende Arbeit haben und dieſe bald hinaus-
werfen müſſen, ſo wird uns wenigſtens aus gut unterrichteter

Quelle mitgeteilt. Daß einige Unternehmer nach früheren
Muſtern diesmal auch ausländiſche Arbeitskräfte heranziehen,
ehört zur Natur des „Herrn im Hauſe“. Man läßt es
ich lieber Hunderte von Mark koſten, ehe man Pfennige für

hieſige Steuerzahler bewilligt.
Eine ſchimpfliche Handlungsweiſe begehen die

bekannten Arbeitswilligen Zimmerer Koch und Meiſter,
die an dem Neubau des Kaufmanns Beyer, Reilſtraße
(nebenan im alten Niederlagsgebäude) Schlafräume für fremde
Rausreißer einrichten. Wie man dies als ehemals lang ährige
Organiſierte fertig bringt, iſt faſt unglaublich, beweiſt aber,

18. Jahrg.

daß ſolchen Leuten die Organiſation heute noch ein Buch
mit ſieben Siegeln iſt.

Die beim Bauunternehmer Weimar, obere Königſtraße,den neuen Bedingungen beſchäftigten beiden Zimmerer Wih

Bablatt und der Schwager des Unternehmers fühlen ſich trotz
nochmaliger Aufforderung nicht bemüßigt, Arbeitskarten im
Streikbureau zu holen. Aus dieſem Grunde wird dieſer Bau

enau ſo betrachtet als jeder andere mit Streikbrechern be
ſetzte Bau.

AUg. Kranken und Sterbekaſſe der Metallarbeiter
(E. H. Nr. 29) in Hamburg.

Die Generalverſammlung obiger Kaſſe findet zurzeit inWeißenburg am Sand ſtatt. ülnweſend ſind 180 Behgierie

Zur Regelung der Gehaltsverhältniſſe der Bureauangeſtellten
ſoll einer derſelben auf die Generalverſammlung berufen
werden, um die Rechte der Angeſtellten zu vertreten. Dann
wurde in der Nachmittagsſitzung des erſten Sitzungstages
noch der Bericht des Vorſtandes, des Schiedsgerichtes und
der Reviſionskommiſſion entgegengenommen. Die Anträge, die

Zahl der Delegierten zur zu verringern, awerden nach längerer Debatte abgelehnt.
Am zweiten Tage kam der Hauptpunkt der Generalver-

ſammlung, die Statutenänderung, zur Beratung. Beſonders
der 5 10, Abſatz 6 gab zu längeren Ausſprachen Anlaß. Die
Statutenberatungskommiſſion, über deren Tätigkeit Holz-
Dresden Bericht erſtattete, hat die Anträge des Vorſtandes
anz weſentlich verbeſſert. Der Hauptvorſtand wird ob ſeiner

Stellungnahme von allen Seiten heftig angegriffen. Schließ

lich wird aber die Verhandlung vertagt. J h
d d

Was find geſundheitsgefährdende Geräuſche? e
Dieſe Frage wurde zwar in einem Prozeß vor dem Ober h

verwaltungsgericht angeſchnitten, aber nicht beantwortet. An l
die Firma Wernicke zu Halle a. S. (MaſchinenbauAkt.-Geſ.)
hatte die Polizeiverwaltung eine Verfügung erlaſſen, durch die
ihr unter Androhung einer Strafe aufgegeben wurde, beſtimmte
Betriebsänderungen vorzunehmen, damit das mit gewiſſen Ar-
beiten verbundene geſundheitsgefährdende Geräuſch von den An-
wohnern nicht mehr empfunden werde. Es handelte ſich um
das an die Fabrik anſtoßende Haus Ladenbergſtraße 3, deſſen
Beſitzer ſich beſchwert hatte. Zum Teil wurden die polizeilichen
Anordnungen befolgt. Da aber das Wandvorgelege einer
Transmiſſion, das verlegt werden ſollte, an der alten Stelle n
belaſſen worden war und gewiſſe Geräuſche im Nachbarhauſe
noch ſtark einpfunden wurden, ſo ſetzte die Polizei die an-
gedrohte Strafe von 50 Mk. feſt und gab der Firma zugleich
aufs neue die Verlegung der Transmiſſion auf.

Nunmehr klagte die Firma im Verwaltungsſtreitverfahren.,
Sie machte geltend, die noch verbliebenen Geräuſche ſeien ſehr
gering und die Verlegung der Transmiſſion würde nichts
ändern. Der Tatbeſtand müßte nochmals geprüft werden. J
übrigen aber müſſe unvermeidliche Geräuſche ſich gefallen laſſen,
wer ſich neben einer Fabrik anſiedele. Das gelte auch von dem
Eigentümer des Hauſes Ladenbergſtraße 3. Dieſer habe ge-
rade wegen der Nähe der Fabrik das Grundſtück ſehr billig er-
worben. Trotzdem habe er die Fundamente und die Giebel-
wand beim Bau ſeines Hauſes ungenügend ausbilden laſſen.
So erkläre ſich die Uebertragung der Geräuſche; Nachtarbeit
finde nicht ſtatt.

Der Bezirksausſchuß zu Merſeburg wies die Klage ab und
führte aus: Die Behauptung, daß geſundheitsſchädliche Ge

gleine Fenilleton.

eitere Epiſode aus dem öſtreichiſchen Wahl
kampfe iſt erſt nachträglich bekannt geworden. In der Nähe
der Ferdinandsbrücke in ien ſchritten vier ſogialdemokra
tiſche Arbeiter einher, die durch mächtige Stan arten auf
denen mit großen Lettern „Hoch Emmerling!“ ſtand, die Blicke
aller Wähler auf ſich lenkten. Alsbald bildete ſich ein großer
Straßenauflauf, ſo daß der Verkehr zu ſtocken drohte. Zwei
Polizeimänner in voller Uniform beanſtandeten die vier ſo
zialdemokratiſchen Arbeiter, worauf ſich dieſe mit S
bereit erklärten, aufs Kommiſſariat zu folgen. Zugleich leg
ten ſie die Standarten aufs Pflaſter nieder, indem ſie bemert
ten, es gehe doch nicht an, eine Handlung fortzuſetzen, die
eine Jntervention der Polizei verurſacht habe. Um keinen
Preis konnte man ſie bewegen, die Standarten mit auf
Polizeikommiſſariat zu nehmen. Die Wachleute ſtanden nunvor einem inneren Konſti ſollten ſie die corpora delicti au
dem Pflaſter liegen laſſen oder die Weihe ihrer Uniform beflecken und die Srandacten ſelbſt tragen Nachdem die beiden

„Augen des Geſetzes“ die Paragraphen ihrer Dienſtordnung imGeiſte überflogen hatten, entſchieden ſie ſich dafür, die olle

ſozialdemokratiſcher Bannerträger zu ſpielen. unter a
Hallo zog nun die ſeltſame Schar, von r von Neu
gierigen umzingelt, zum Kommiſſariat. ie beiden Polizei
männer mußten nun als wahre Märtyrer ihres Amtes eine
Reihe boshafter Zurufe über ſich ergehen laſſen. „Warum
habt ihr denn noch keine rote Uniform?“ wurde gefragt wäh.
rend es auf der andern Seite erklang: „Hübſch hoch gehalten!
Wir werden nach eurem Wunſche den Sozialdemokraten wäh-
len Hoch die Sozipolizei!“ Auf dem Kommiſſariat wurden
die Standarten zurückbehalten, ein Protokoll über den Fall
gemacht, worau 3 die vier ſozialdemokratiſchen Arbeiter,
von der zahlreichen Menge zu der gelungenen Propaganda be-
glückwünſcht, wieder ungeſtört entfernen konnten.

id auf Kommando. Der Frankf. Zig. wird ausB?ri geſchrieben: Viel belacht t in dige Juriſten
kreiſen folgendes niedliche Geſchichtchen. Ein Berliner Gericht

tie in einer Preßſache ein ad imgtge Endurteil erlaſſen, das
ißt ein ſolches, in deſſen Tenor die Eidesnorm des oder

der von dem Kläger oder dem Beklagten zu leiſtenden Eides
beziehungsweiſe Eide beſtimmt und ferner angeordnet iſt,
2

Eine

l olgen die Leiſtung oder Verweigerung des Eides
nach ſich ziehen ſoll. und in ihm, dem Beklagten, einem
Soldaſten, den Eid guiertegt. Dieſes Urteil ſollte nun
dem beklagten Soldaten zugeſtellt werden. Zuſtellungen an
Soldaten, die ja nur in Strafſachen der Militärgerichtsbarkeit,
im übrigen aber den bürgerlichen Gerichten unterſtehen. erfol-
en nun durch Erſuchen an die Militärbehörde, die ihrerſeitsbe Ausführung der Zuſtellung dem dienſthabenden Kammer

izier üherträgt. So auch hier. Der betreffende Gardeoffi
läßt nun unſern mit dem richterlichen Eide bedachtenldaten kommen wie alſo r t „Mann Sie, hören

e
Il Jhnen ein eſtellt werden, az ma le ſollen henen Eid len (Verlieſt den

Tenor) Kerl, nehmen Sie mal die Hacken zuſammen,Helm auf Wirt u e Dbetreffende Soldat hätte ſicherlich geglaubt, ſich einer
ſamsverweigerung ſchuldig zu machen, wenn er in e
fehl nicht nachgekommen wäre, und leiſtete den Eid. For-
mülarmäßig berichtet der Offizier darauf dem Gericht, daß das
Urteil dem Soldaten X. zugeſtellt worden ſei und dieſer auch
bereits den ihm auferlegten Eid vor ihm „geleiſtet“ habe.
Nach der Zivilprozeßordnung iſt da allerdings nicht recht ver
fahren worden, denn nach deren Beſtimmungen kann die
Eidesleiſtung erſt nach der Rechtskraft des Urkeils, das iſt
einen Mongt nach ſeiner Zuſtellung und nach beſonderer La-
dung erfolgen und zwar vor dem Prozeßgericht oder vor
einem von dieſem mit der Abnahme des Eides beauſtragten
oder erſuchten Richter, aber nie vor einem Leutnant, ſelbſt
vor einem Gardeleutnant nicht. Dieſer Auffaſſung war auch
der Kläger, dem im übrigen das Urteil und die famoſe „Eides-
leiſtung“ ſo v gefielen, daß er h e gegen
das Urteil einlegte. Der Fall zeigt vielleicht dem Kriegsmini-
ſter. daß unſere Offiziere außer den Kurſen über Wechſelrecht
auch ſolche über unſer Zivilprozeßrecht vertragen können.

Die Jungfrau von Magdeburg. Der Frankf. Zeitung
wird aus Magdeburg geſchrieben: Die Skadt Magdeburg
führt als Wappenbild ein Stadttor, das von zwei Türmen
flankiert wird. Zwiſchen dieſen Türmen ſteht auf dem Tore
eine Frauengeſtalt, angeblich eine Jungfrau, die in der Rech-
ten ein grünes Kränzlein hochhält. Die Deutung dieſes
Frauenbildes, dieſer „Jungfrau von Magdeburg“, iſt bisher
nicht gelungen. Man verſuchte zwar, die Gründung der Stadt
bis auf Cäſar zurückzuführen und Namen und Wappenbild
aus dem Venus- und Jungfrauendienſt zu deuten. Die Ge
echten konnte dieſen Verſuch jedoch in keiner Weiſe
unterſtützen. Nur geringen Halt hat auch ein zweiter Ver
ſuch, den Namen Magdeburgs auf die Magetheide zurückzufüh
ren, wie das Land rechts von der Elbe früher geheißen haben
ſoll. So wenig bis jetzt der Urſprung des (zuerſt im Jahre805 vorkommenden) Siam Magdeburg nachzuweiſen war,

ſo wird man doch kaum davon abgehen tönnen, ihn in irgend
welcher Weiſe mit dem heidniſchen Jungfrauenkultus, mit dem
Mädchenraub oder dergleichen in Verbindung zu bringen.
Denn bis ins Mittelalter hinein laſſen ſich die Spuren ver
folgen, die als eine dem Sachſenlande und vielleicht der Stadt
Magdeburg ganz beſonders eigentümliche, ſehr lebendige Er
innerung an den altertümlichen Mädchenraub gelten müſſen.
So wurden in Magdeburg wiederholt große Schützenfeſte oder
Vogelwieſen veranſtaltet, bei denen als erſter Preis eine
Jungfrau zu erwerben war. Ausführliche Berichte von dieſen
Schützenfeſten ſind noch aus den Jahren 1279 und 1387 vor
handen. Das Schützenfeſt (in Geſtalt eines bürgerlichen Tur
niers) im Jahre 1279 arrangierten die Magdeburger Kauf
mannsſöhne. Bruno von Stövenbeck. der damalige Minne
ſänger von Magdeburg lud im Auftrage des Feſtausſchuſſes
in wohlgeſetzten Reimen die Altersgenoſſen aus Quedlinburg

lberſiadi, Goslar. Braunſchweig, Hildesheim uſw. zum
ettſpiel nach Magdeburg ein. Das Mädchen Namens So

phie, das dem Sieger als erſter Preis winkte, ſoll ſehr ſchön
geweſen ſein. Sieger wurde jedoch ein älterer und verheirate-

ter Kaufmann aus Goslar, der das e Mädchen ſpäter
in Goslar verheiratete und es dabei reich ausſtattele. d
Jahre 1387 arrangierte Erziſchof Albrecht IV. ein ähnliches
Turnier, das nach den per rn mehrereTage währte. Bei dieſem Kampf errang ein Kaufmann
aus Aſchersleben die als Preis ausgeſetzte Jungfrau.

„Ach, du lieber Auguſtin!“ Ueber dieſes allbekannte Liedwelke t Balduin Groller im Maiheft von Velhagen
Klaſings Monatsheften eine hübſche kleine Skizze. Darnach
war der Verfaſſer des Liedes ein Wiener Volksſänger zur
Zeit der zweiten Türkenbelagerung. Ein luſtiger, toller Ge-
ſelle, von deſſen Treiben aber wenig mehr bekannt iſt, als
nachfolgendes Geſchichtchen: Nun begab es aber zu jener
Zeit, daß die Leute auf den Straßen hinſtarben wie die
Fliegen, teils an der Peſt, die damals ſchrecklich wütete, teils
am Hungertyphus, teils auch an den Verwundungen durch
die Geſchoſſe der Belagerer. Allnächtlich machten die Leute 3

c S

der Stadt-Guardia die Runde durch die rin um die Lei-
chen aufzuleſen und dieſe dann ohne viele Umſtände einzu-
ſcharren. So wurde einmal auch Auguſtin aufgeleſen, zu
vielen Leichen auf den Karren geworfen, der nun nach dem
Friedhof ſuhr, wo ſie begraben werden ſollten. Auguſtin war
äber nicht tot, er halte nur wieder einmal ein wenig über
den Durſt getrunken, und das Rumpeln des Wagens brachte
ihn zu ſich. Auf 7 uſzege was nun eigentlich mit ihmeſchehen ſollte, erhielt ev die Auskunft, daß das doch eine
ar Sache ſei. Er ſolle begraben werden. „Aber ich bin
ja gar nicht tot!“ ſchrie er entſezt. Die Männer der Stadt-
Guardia, die ſelbſt nicht unerheblich angetrunken waren, er
widerten auf den Einſpruch gelaſſen: „Das könnte jeder ſagen!“

Der Artikel bringt die beiden Verſionen, in denen das
Lied heute noch fortlebt. Da eigentlich nur die erſte Strophe
allgemein bekannt iſt, wird es intereſſieren, die ganze Faſſung
kennen zu lernen:

O, du lieber Auguſtin,
's Geld iſt hin, 's Menſch iſt hin,
O, du lieber Auguſtin,
Alles iſt hin!
Wär ſchon des Lebens quitt,
Hätt ich nit noch Kredit,
Aber ſo folgt Schritt für Schritt
Mir der Kredit!
Na, und ſelbſt 's reiche Wien
Arm iſt's wie Auguſtin,
Seufzt mit ihm im gleichen Sinn:
Alles iſt hin!
Jeden Tag war ſonſt ein Feſt,
Jetzt aber hab'n wir die Peſt!
Nur ein großes Leichenneſt,
Das iſt der Reſt!
O, du lieber Auguſtin,
Leg nur ins Grab dich hin,
O, du mein herzliebes Wien,
Alles iſt hin!



gegeben und da hen Eiglprnssregt aufgegehen a.86 ſtellte ſich g. den gleichen Standpu und beſt die
Strafe von 15

Aus den Rachbarkreiſen.

mindeſtens würde da nicht die Stadt Halle dabei ſein,
deren Vertretung ganz andere Intereſſen verficht als die der
Arbeiter. Aus dieſem Grunde können die Fleiſcher ruhig ſein,
denn von dieſer Seite droht ihnen kein Abbruch ihres
Profits. Hoffentlich ziehen aber die Fleiſcher aus dem An
griff der Halleſchen Zeitung die richtige Lehre und gehen mit

räuſche nicht mehr vorkämen, werde widerlegt durch eine am
liche Auskunft. Der Gewerbeinſpektor habe feſtgeſtellt, daß
das von Wandvorgelege der Transmiſſion ausgehende Geräuſch
immer noch vorkomme.

Die Klägerin legte Berufung ein. In der Verhand
lung vor dem Oberverwaltungsgericht legte der Vertreter der
Polizeiverwaling das Original des neuen Gutachtens des
Gewerbeinſpeltors vor.

Das Ober-Verwaltungsgericht hob dasUrteil des un t eauf und verwies die Sache zu nochmaliger Verhandlung und
Entſcheidung an den Bezirksausſchuß zurück. Begründend
zourde ausgeführt: Die erſte Verfügung der Polizei ſei aller
dings umanfechtbar geworden. Trotzdem ſei aber die Klage zu
läſſig, nachdem die Polizei von neuem die Verlegung der
Transmiſſion forderte. Die Firma habe nun behauptet, die
Verhältniſſe hätten ſich geändert, nachdem einige Veränderun-
gen vorgenommen worden waren; das verbleibende Geräuſch
könnte nicht von der Transmiſſion hergeleitet werden uſw.
Dieſe Behauptungen hätte der Bezirksausſchuß nachprüfen
müſſen. Statt deſſen habe er ſeine Schlüſſe einfach aus Partei
behauptungen gezogen, indem er ſich daran habe genügen laſſen,
daß die Polizei erklärte, der Gewerbeinſpektor hätte nochmals
rechèrchiert und dasſelbe Geräuſch in einem andern Gutachten
feſtgeſtellt. Das ſei unzuläſſig geweſen. Wenn eine Partei be-
haupte, ſo und ſo lägen die Dinge, was von der andern Partei
beſtritten werde, dann müſſe eben darüber Beweis erhoben
werden. Der Gewerbeinſpektor ſpreche in ſeinem neueren Gut
achten auch nur von „beläſtigenderr“ Geräuſch. Eine bloße
Beläſtigung würde indeſſen nicht genügen, um die polizeiliche
Auflage zu rechtfertigen. Es müßte ſchon geſundheitsgefährlich
ſein. Als Beweis könne die Angabe des Gewerbeinſpektors
nicht gelten. Der Bezirksausſchuß hätte ordnungsmäßig
Beweis erheben müſſen. Das habe er jetzt nachzuholen. Wenn
die Firma ſage, der Beſitzer des Hauſes Ladenbergſtraße 3
hätte die Wände dicker machen laſſen ſollen, ſo ſei das abwegig.
Höchſtens, wenn er den polizeilichen Vorſchriften zuwider ge-
handelt hätte bei Ausführung des Baues, könnte das vielleicht
vorliegend in Rückſicht gezogen werden. Der Nachbar wäre
nur verpflichtet geweſen, die baupolizeilichen Vorſchriften inm
zu halten.

Es iſt eine verkehrte Welt
werden die Fleiſcher weiter ſagen, wenn ſie die letzte Sonn
tagsnummer der agrariſch konſervativ-antiſemitiſch-mittelſtänd-
leriſchen Halleſchen Zeitung über den Fleiſchwucher der doch
dem Mittelſtande angehkrenden Fleiſchermeiſter geleſen haben.
Denn in dieſem Artitel, der ſich mit den hohen Fleiſchpreiſen
beſchäftigt, geht das Blatt, das hierbei allerdings nur die
agrariſche Seite herausſteckt, mit den Fleiſchermeiſtern ſchwer
ins Gericht, indem es ſchreibt:

„Daß die Fleiſcher noch immer viel zu hohe
Preiſe von dem Konſumenten verlangen, das ſcheinen er-
freulicherweiſe ſüd deutſche Landesregierungen erkannt zu
haben und danach ihre Maßregeln treffen zu wollen. Das
bayriſche Miniſterium des Jnnern hat ſämtliche Regierungs-
ſtellen aufgefordert, darüber zu wachen, daß die Fleiſcher dem
Publikum keine höheren als die auf den Anſchlag-Taſeln in
ihren Geſchäften angegebenen Preiſe für das Fleiſch abneh-
men. Den Stadt-Magiſtraten foll in Erinnerung gebracht wer
den, ſich darum zu kümmern, daß die Fleiſchpreiſe endlich in
Einklang zu den Schlachtvieh-Preiſen gebracht würden. Als
erſtes Mittel hierzu wird eine ſtändige Veröffentlichung der
tatſächlich gezahlten Vieh und Fleiſchpreiſe anempfohlen. Wenn
die Mehger auch dann noch an den übertriebenen Preisforde-

rungen feſthielten, müßte man ſich mit Landwirten in Verbin-
dung ſetzen, um mit Hilſe ermäßigter Frachtſätze einen direk-
ten Fleiſchbezug in die Wege zu leiten.

Ganz ähnliche Mahnungen wurden auch im württembergi
ſchen Staatsanzeiger an die Gemeindebehörden gerichtet. Es
wird da ſchon als ungebührlicher Preisaufſchlag bezeichnet,
daß die Metzger ſich das Schwätnefleiſch mit 70 Pfennig pro
Pfund bezahlen ließen, während ſie Schweine Ia. Qualität
mit 54 bis 55 Pf. pro Pfund Schlachtgewicht einkauften und
den wertvollen Kram noch unentgeltlich dazu bekämen.

Nun, in den meiſten preußiſchen Großſtädten müſ-
„ſen die Verbraucher tatſächlich ſicher noch weſentlich mehr als
70 Pf. für Ia. Schweinefleiſch durchſchnittlich bezahlen, wäh
rend die Preiſe für Ia.-Schweine noch weſentlich nied-
riger als in Stuttgart ſind. Da hätte doch auch die preu-
ßiſche Regierung alle Veranlaſſung zu einer ähnlich
ernſten Mahnung an die dem „Fleiſchwucher“ jetzt ſo müßig
zuſchauenden Stadtverwaltungen. Die Land-
wirte werden auf eigenes Riſiko kaum Fleiſchverkaufs-Stellen
in den Großſtädten errichten können, da dieſe dann wahrſchein
lich von linksliberal-demokratiſcher Seite ebenſo befehdet oder
gar bohkottiert werden würden, wie es z. B. der Berliner
Milchzentrale gegenüber ſeinerzeit geſchehen iſt. Wenn dagegen
die ſtädtiſchen Verwaltungen ſelber je eine oder einige Ver-
kaufsſtellen in jeder Großſtadt errichten wollten, ſo würden
die Landwirte gerne Schlachtſchweine dorthin liefern und es
könnte der großſtädtiſchen Bevölkerung praktiſch bewieſen wer-den, wie billig ſie heute ihren Fleiſchbedarf ohne den Preis-

wucher des Zwiſchenhandeis decken könnte. Derartige Maß
nahmen ſind dringend notwendig, wenn man den Frleiſchver
brauch durch billige, d. h. der Marktlage entſprechende Preiſe
heben und einen ſonſt drohenden Rückgang der durch Abſah-
ſchwierigkeit unlohnend gewordenen Schweinezucht mit ihren
verderblichen Folgen für Züchter und Fleiſchverbraucher ver,
hindern will.“

Da hat man es nun. Statt den „armen“ Fleiſchermeiſtern
zu helfen, die jetzt bei den billigen Viehpreiſen wieder etwas
„in die Wolle“ kommen wollen, zeiht ſie die Halleſche Zeitung
des Fleiſchwuchers (was ja ſonſt nur die Sozzen tun) und
verlangt, daß die Stadtverwaltungen ſelbſt Fleiſch-Verkaufs-
ſtellen errichten, zu denen ſie das Fleiſch bezw. das Vieh
direkt vom Agrarier beziehen ſollen. Das iſt ein Verlangen,
das die Sozialdemokraten ſtets geſtellt haben, wofür ſie aber
mit Hohn und Spott von den Anhängern der Blätter vom

Schlage der Halleſchen Zeitung überſchüttet wurden. Der Hin-
weis auf die verkrachte Milchgentrale in Berlin iſt aber von
dem konſervativen Organ nicht glücklich gewählt, denn dieſe
war dazu beſtimmt, dem Volke nicht billige Milch zu
liefern, ſondern den bisher billigeren Milchlieferanten die
Quelle zu verſtopfen und den agrariſchen Milchlieferanten
einen größeren Rebbach zuzuſchanzen auf Koſten der milch-
trinkenden Berliner Bevölkerung. Würde man alſo nach dem
Muſter der Berliner Milchzentrale handeln, ſo könnte es kom-
men, daß dann das fleiſchkonſumierende Publikum aus dem
Regen unter die Traufe käme, wenn nicht die Stadtverwal-
tungen von vornherein den agrariſchen Preistreibereien einen
Riegel vorſchieben würden. Daß übrigens in Preußen eine
Stadtverwaltung ſich dazu finden würde. dem arbeitenden
Volke durch Eröffnung von ſtädtiſchen Fleiſchhallen billigeres
Fleiſch zukommen zu laſſen, möchten wir ſtark bezweifeln,
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den Preiſen herunter.

Die ſtatiſtiſchen Fragebogen
haben bis jetzt erſt wenige Gewerkſchaften abgeliefert. Die Ge
werkſchaſten werden dringend erſucht, die an die Mitglieder
verausgabten Fragebogen einzuſammeln und hernach die geſamten Fragebogen im Arbeiterſekretariat abzugeben. An pieſer

wichtigen ſtatiſtiſchen Aufnahme muß
fleißig beteiligen. Sofern Gewerkſchaften noch Fragebogen be
dürfen, ſtehen ſolche zur Verfügung.

Das Gewerkſchaftskartelk.

Die Verfrommungs- Verordnung
über die äußere Heilighaltung der Sonn und Feiertage für die
Provinz Sachſen hat der Oberpräſident durchbrochen, indem er
dem S 15 folgende ſofort in Kraft tretende Zuſatzbeſtimmung
hinzufügte:

s 15a. Für Muſikaufführungen, welche in geſchloſſenenRäumen ſtattfinden und die äußere Stern zu ſtören
nicht geeignet ſind, kann in Stadtgemeinden die Ortspolizei
behörde Ausnahmen von dem für die Zeit des Nachmittags
gottesdienſtes geltenden Verbote zulaſſen.

Man ſcheint alſo jetzt endlich auch an maßgebender Stelle ein
zuſehen, daß dieſe Verordnung weit über das Ziel hinaus
ſchießt und das Kind mit dem Bade ausſchüttet. Der erſten
Durchbrechung werden noch weitere folgen.

Zur Berufs und Gewerbezählung, die am 12. Juni
im Reiche vorgenommen wird, ordnete der preußiſche Juſtiz
miniſter an, daß wegen der Vornahme der Berufszählung Ter-
mine und Schwurgerichtsverhandlungen, welche die Abweſen-
heit der zu ihnen geladenen Perſonen in der Nacht vom 11.
auf den 12. Juni von ihrem Wohnort notwendig machen, unter
bleiben ſollen.

Einen Kulturfortſchritt bedeutet der geſtrige Beſchluß
der Generalverſammlung des Giebichenſteiner Konſumvereins,
ſich aufzulöſen und dem Allgemeinen Konſumverein Halle ſich
anzugliedern. Die geſtrige Beſchlußfaſſung war nur die
Sanhktionierung eines erſtmaligen Beſchluſſes der Generalver-
ſammlung am 23. April. Allerdings iſt dieſer Beſchluß nicht
gefaßt worden, weil der Giebichenſteiner Konſumverein ſich
„trank“ fühle, wie bürgerliche Schmoks in die Blätter lancierten,
ſondern von dem genoſſenſchaftlichen Gefühl ausgehend, daß
Einigkeit ſtark macht. dir Gefühls ſind natürlich die bür-
gerlichen Blätter bar, und deshalb wittern ſie hinter jeder Ver
einigung mehrerer Arbeiterorganiſationen eine äche, die in
den meiſten Fällen nicht don iſt. Da nun die Ver-
ſchmelzung beſchloſſene Sache iſt, die am 1. Oktober in Kraft
tritt, mögen die bisherigen Mitglieder des Giebichenſteiner
Konſumvereins ihr genoſſenſchaftliches Verhalten dadurch doku-
mentieren, daß ſie geſchloſſen und vollzählig den Uebertritt mit
vollziehen. Zu Liquidatoren wurden ernannt die bisherigen
Vorſtandsmitglieder Schulze, Rammler und Koch-Kröllwitz.

Ueberfahren wurde geſtern nachmittag in der Gr. Wall
ſtraße von der Droſchke Nr. 4 ein zweijähriges Kind des
Arbeiters Berger, Gr. Wallſtraße 12 wohnhaft. Das Kind
lief in die Droſchke hinein und erlitt am Kopfe und linken
Bein leichte Verletzungen.

Gelandet wurde geſtern vormittag an der Schaafſchen

einem guten ſchwarzen Kleid bekleidet war. Die Perſönlichkeit
der Leiche, die ſchon mehrere Tage im Waſſer gelegen baben
muß, konnte noch nicht feſtgeſtellt werden.

Schumann kommt morgen, Freitag, hier an, um
der hieſigen Bevölkerung eine Reihe Vorſtellungen zu geben.
Der Zirkus, der einen Weltruf genießt, hat einen Marſtall von
123 auserleſenen Pferden. Das Perſonal umfaßt 200 Mit
wirkende, unter ihnen allein 40 Ballettdamen.

Achtung, Motorfahrer! Die am 26. d. Mts. ſtatt
ßindende Zuverläſſigkeitsfahrt der D. M.-V. von Eisleben nach
Kelbra beginnt präziſe und müſſen die Teilnehmer nach zurück

elegten 100 Kilometer ſpäteſtens 9 Uhr in Eisleben eintreffen.Sie Fahrer von Halle und Umgebung fahren 5 Uhr früh vom
Riebeckplatz nach Wetißenfels, Naumburg, Freyburg, Querfurt
und Eisleben. Sie müſſen ihre Teilnahme bis ſpäteſtens
s abend bei Wilhelm Münſter Marktplatz 24, beſtätigt
aben.

Dölau, 22. Mak. (E. B) Auf Unklarheiten des
Amtsvorſtehers führte der Bauunternehmer Hennicke
von hier, der vor dem Halleſchen Schöffengericht wegen Ueber
tretung der Bauvorſchriften angeklagt war, eine gegen ihn er
ſtattete Anzeige zurück. Er ſollte auf ſeinem an dem Heide
wege gelegenen Grundſtück einen Bau begonnen haben, bevor
ihm dazu die S n erteilt worden war. Auf das Ge
ſuch zum Beginn des Baues, ſo ſagte Hennicke, habe der Amts
vorſteher ihm mitteilen laſſen, wenn er, Hennicke, ſofort 197 Mk.
Konzeſſionsgebühren zahle, dann könne er mit dem Bau be
ginnen. Als er dann dem Amtsvorſteher die 197 Mk. geben
wollte, habe letzterer geſagt, er müſſe ſich geirrt haben, denn
die Gebühren bezifferten ſich auf 400 Mk. Da er auf das erſte
Verſprechen hin ſeine Maurer Fort engagiert hatte, habe er
die Arbeit beginnen laſſen müſſen. Der Amtsvorſteher habe

u geſagt, ihm könne es gleich ſein; Hennicke möge ſich aber
t vom Wachtmeiſter erwiſchen laſſen. Der Wachtmeiſter er

wiſchte aber die Maurer beim Arbeiten, und Hennicke erhielt
ein Strafmandat über 20 Mk. Auf beantragter gerichtlicher
J e r der Amtsanwalt ſogar die Strafe auf
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30 Mk. 3 wiſſen. Das Gericht beſtätigte aber die Strafe
von 20 Mk.

Canena, 22. Mai. Aus Spaß wird Ernſt. wei
junge Arbeiter trieben beim Rübenhacken allerlei Alloirig.
S e delee der eine davon, ein Ruſſe, den andern mit
einer ſcharfen Hacke ſo wuchtig über den Kopf, daß dem Un-
glücklichen die Schädeldecke geſpalten wurde, ſo daß das Gehirn
bloßgelegt wurde. Der Geſchlagene wurde ins Krankenhaus,
während der jähzornige Täter verhaftet und ins Gefängnis
nach Halle transportiert wurde.

Svickendorf, 22. Mai. (E. B. Ein Strafmandat
über 15 Mk. auf Grund der altersſchwachen Geſindeordnung
vom Jahre 1810 hatte das 17 jährige Dienſtmädchen Emma
Amelang von hier erhalten, wogegen es vor dem Schöffen
gericht Halle gexichtliche nun beantragte. Die An
geklagte hatte ſich mit Einwilligung ihres Vaters zu der Frau
Gutsbeſitzer Giebler vermietet und dabei auch eingewilligt, das
Vieh im Stalle zu melken. Mit letzterer Bedingung war der
Vater aber nicht einverſtanden, da ſeine Tochter an Reißen
leide und ſie nſatpeeJen das Melken nicht beſorgen könne.
Der Vater, der auf dem Standpunkt er er als Vertreter

tſeiner minderjährigen Tochter habe ein das Eingehen inein ſolches Dienſtverhältnis zu vereitein, ließ das Mädchen
vielmehr den Dienſt nicht antreten und ſchickte der Herrſchaft
den bereits angenommenen Mietstaler wieder zurück. Fran
Giebler nahm auch den Mietstaler an; das Mädchen erhielt
aber trotzdem das Strafmandat, da es den Dienſt trotz Abrede
des Vaters hätte antreten müſſen. Der Vater hatte einmal
zur Vermietung ſeiner minderjährigen Tochter die Einwilligung

jede Gewerkſchaft

Ziegelei unweit der Schifferbrücke eine weibliche Leiche, die mit
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Die Stützen der Kapitaliſten
Theißen, 22. Mai. (E. B.) Am 1. Pfin waren in

Bröditz manche r ihres t ſich ch n
den in der dort untergebra ruſſiſchenitalieniſchen arbeiten entſtand eine Streiterei, die bald in

Tätlichkeiten ausartete. Jn dem Gebäude ſelbſt wurden Türen,
der und ſonſtige Einrichtungen zerſchlagen, alle Scheiben
emoliert uſw. Viele Arbeiter ſind verletzt worden. Mehrere

der fremden Arbeiter ſind verhaftet worden. Die hier und
in der ganzen Umgegend hauſenden Fremden bilden Sonntags
beſonders eine Zierde der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft.

Die „ſtaatserhaltenden“ Elemente.
Rehmsdorf, 22. Mai. (E. B.) Auf dem hieſigen Ritter

gut wollten ſich drei ruſſiſche Arbeiter nicht impfen laſſen, ſie
machten großen Skandal, als ſie durch Gendarmen verhaftet
werden ſollten. Endlich konnten ſie gefeſſelt nach Zeitz
ins Amtsgericht gebracht werden, von wo ſie nun wieder über
die Grenze zurück geſchickt werden ſollen. Das „Arbeitsvieh-
will auch noch einen eigenen Willen haben. So was gibts
aber in Preußen nicht.

eitz, 22. Mai. Zu den „Berichtigungen“ der Herren
Kloße und Oehlert jun. erhalten wir folgende Zuſchrift:

Die Berichtigung des Herrn Kloße beruht nicht auf Wahr
heit. Als der betreffende Gehilfe am 30. April den Einladungs-
zettel in das Geſchäſt des Herrn K. brachte, war kein Gehilfe
anweſend, nur Herr H. ſelbſt. Der den Zettel bringende Gehilfe
bat Herrn K., er möge ſo freundlich ſein und ſeinem Gehilfen
die Einladung übergeben. Herr K. öffnete die verſchloſſene
Einladung, gab ſie dem Organiſierten zurück und ſagte: „Laſſen
Sie ſich in meinem Geſchäft nicht wieder ſehen.“ Soweit das,
was auf die Berichtigung des Herrn K zu erwidern iſt.

Herr Oehlert jun. behauptet, den Organiſierten nicht vor
geworfen zu haben, daß ſie nur mit Lügen arbeiteten. Er hat
aber in der betreffenden Verſammlung den organiſierten Arbeitern
vorgeworfen daß ſie mit Lügen zu Werke gingen. Die Dar
ſtellung des Falles den Lehrling betreffend, grenzt ans roman
hafte Nach eingezogenen Erkundigungen liegt die Sache
folgendermaßen: Der Lehrling iſt über ſeine Lehrzeit hinaus
beſchäftigt worden. Er iſt entſchädigt worden mit ganzen
96 Pfennigen! Der Lehrmeiſter ließ dem Vater des r 7
einen Brief zugehen, in dem es u. a. heißt „Da ich noch vier-
mal Krankengeld zu beanſpruchen habe, à 48 Pfg., zuſammen
1.92 Mk., ſo will ich das gleich mit in Abrechnung bringen,
hoffentlich iſt Jhr Sohn damit zufrieden.“ Wie ſich das mit
dem Lehrvertrag verhält, erklärt Herr Oehlert nicht. 5 4
iſt verzeichnet, daß nur zwei aufeinander folgende Beiträge
ahaesogen werden können Auch die 96 Pfg. hätte der Lehr
ling nicht erhalten, wenn die Organiſierten dieſen Mißſtand
nicht kritiſiert hätten.

Wenn Herr Oehlert jun. ſich in Verſammlungen wahrheits-
gemäßer ausdrücken würde, hätte er nicht nötig, „Derichtigungen“
ausznarbeiten.

Zeitz, 22. Mai. (E. B.) Verlegter Amtsſitz. Die bis
her in Zangenberg beſtehende A d Kntad eheee iſt
nach Grana verlegt worden. Zum Amtsvorſteher iſt Ge
ſchäftsführer Gütte ernannt, zum Stellvertreter Tongruben-
beſitzer Morenz.

Zeitz, 22. Mai. (E. B.) Achtung! Zwangsfeuerwehr!
Die Polizeiverwaltung macht bekannt, daß die zur ſtädtiſchen
Löſchhilfe berufenen Einwohner (die ſogenannte h
wehr) am Sonntag, den 26. Mai, 7 Uhr morgens, auf dem

ofe der Knaben- Volksſchule im Steinsgraben anzutreten haben.
ie Schilder und Nummern ſind mitzubringen.

Zangenb 22. Mai. (E. B) Das Arbeiterkaſinobegeht am nächſten ſein erſtes Gründungsfeſt. Seit
Gründung iſt der Verein in ſtändiger „Fuhlung“ mit

olizei und Gericht geblieben. Außer einer Menge polizei-
licher Androhungen, Verfügungen und Straffeſtſetzungen mußte
der Verein auch zwei Strafprozeſſe mit insgeſamt 14 Ange
klagten durchfechten. Aber noch ſind die Verfolgungen nicht
u Ende. Vor dem Oberverwaltungsgericht ſchwebt noch eine
lage wegen verweigerter Einreichung der Mitgliederlifte.

Wegen unerlaubter Schankwirtſchaft kann man den Verein
nicht faſſen, ſo verſucht man es eben auf andere Weiſe.
Sämtliche Aktenſtücke ſind ausgeſtellt worden, mag ſich jeder
dieſe ſchöne Ausſtellung anſehen. alledem ſteht heute
der Verein mit ſeinen 400 Mitgliedern feſter da als je. Die
Genoſſen werden dies am nächſten Sonntag beweiſen. Alſo
auf zum erſten Gründungsfeſt!

BVöſe Menſchen haben keine Lieder
Schkeuditz, 22. Mai. (E. B.) Unſer Städtchen „macht“

ſich. Und wenn wir erſt Straßenbahnverbindung mit Leipzig
haben, dann wird es ſich noch mehr „machen“. Beſonders
des Sonntags wird Schkeuditz mit ſeiner waldreichen Umgebung
das Ziel vieler Leipziger Ausflügler werden, wenn ja wenn
bis dahin unſere Polizei nicht die „Fremden“ gründlich hinaus
egrault hat. Zu einem Ausflug gehört Muſik und Geſang.

ſchöner das Wetter, je beſſer die Stimmung. Mit einem
ienſteifer, der einer beſſeren Sache würdig wäre, ftürzen ſich

aber unſere Polizeiorgane auf die ihres Weges ziehenden,
ſingenden oder muſizierenden Spaziergänger, verbieten und
notieren, daß es eine Art hat. Die Anwohner der Bahnhofs
ſtraße, die jahrelang dort gewohnt haben, ſind niemals von
dem Gefühl ergriffen worden, als wäre „ruheſtörender Lärm
verurſacht, wenn eine kleinere oder größere Geſellſchaft mit
Muſik oder Geſang nach dem Bahnhofe marſchierte oder von
dort kam. Es ſcheint, daß unſere Polizei etwas nervös iſt,
und das iſt ein Fehler.

Vor a 1 Tagen konnte man in Leipzig folgendes be
obachten: Ein Angetrunkener hatte ſeinen Spazierſtock auf das
Gleis der Straßenbahn fallen laſſen, etwa 20 Schritt davon
ſtand ein Schutzmann. Da ertönte es, mit etwas „ſchwerer“
Sing allerdings, von dieſer Seite „Heben Sie mal meinen

tock auf!“ und nochmals: „Heben Sie mal meinen Stock
auf!“ Nun hob der Hüter des Geſetzes allerdings den Stock
nicht auf, er ſtürzte i aber auch wicht auf den „Verächter
polizeilicher Autorität“ ſondern drehte ſich einfach herum und
ging die Straße hinauf. Und das war vernünftig und auchtaktiſch das richtige. Dieſe Beſonnenheit iſt unſern dütern der

öffentlichen Ordnung nurszu empfehlen.

Merſeburg, 22. Mai. Erinnerungen an die Stein
zeit. Jn einer vorgeſchichtlichen Wohnſtelle, Erdtrichtergrubeoder Mardelle genannt, wurde ein bis jetzt An eigartt er de
genacht der über die früheſte Getreidenahrung des Menſchen

ufſchluß gibt. den Bodenreſten eines Topfes jüngerSteinzeit fand ſich eine etwa 2 Zentimeter dicke Schicht e
verkohiter Hirſekörner, deren Gattung erſt noch genau feſtzutellen iſt. Nur dem ſtarken Verkohlen der Hirſe iſt die ée.

ltung bis auf unſere Zeit zu danken, außerdem lag ſie günſti
ſich konſervierend in einer Aſchenſchicht der Herdfeuerſtelle. Bi
est bekannte vorgeſchichtliche Getreidefunde weiſen meiſtens nur

izen auf, doch beſtand ſtets die Annahme, daß Hirſe oder
Gräſerarten viel früher vor dieſen zur Nahrung ver

wendet wurden, wod jetzt durch den Fund Beſtätigung findet

n
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den Prinzipien der igenzerſtörumgswü de polzggen werden, ſondern man wird
ch darauf be n, das Mauerwerk auszubeſſern, ſo daß

Haus wieder beziehbar wird. Nur das morſche, ſeit Jahr-
zehnten vernachläſſigte Dach foll vollkommen erneuert werden.
Ob das kleine Theater das augenblicklich nur durch vierzig
Kerzen und einige Oellampen erhellt we kann, auch eine
moderne Beleuchtung erhalten wird, ſteht noch nicht feſt.

Neues vom Gendarmen Parl.
u 22. Mai. (E. B.) Arm Abend des zweiten

Feiertags bewachte der im Intereſſe der Unternehmer und
arbeiterfeindlichen Saalwirte immer ſo dienſteifrige Gendarm
wieder das Se kreken Hotel. Er wollte jedenfalls unſere
Laib oykottpoſten nicht allein wer Als ſich ſ

enen ein dem Gendarmen beſonders „befreundeter“ Genoſſe
geſellte, der einige tanzluſtige Mädchen vom Beſuch des Lokalse wollte, ſtürzte ſih der Gendarm wie ein Raſender
auf dieſen, faßte ihn in roheſter Weiſe an der Bruſt und
ſuchte ihn auf die Straße zu ſchleudern. Die zahlreich als
Augenzeugen anweſenden Genoſſen empörten ſich über dieſes

ernäh Benehmen des Beamten. Wollte er denn, daß
ch der ſo Behandelte an ihm vergreifen ſollte, um ihn dann
ns Gefängnis zu bringen Der Gendarm mag ſich merken,daß ſein Gebaren weiſellos nicht als eine „rechtmäßige Aus

übung ſeines Berufs“ erachtet würde wenn ein ſo Be
handelter einmal Notwehr übte. Unſere Genoſſen ſind aber
dazu viel zu beſonnen, ſie haben andere Mittel, um ſich gegen
ſolche Uebergriffe zu ſchützen.

Jm weiteren Verlaufe des Abends, als ſich der Gemiß-
längſt entfernt hatte, fuhr der Genbdarm wiederholt

die zahlreich vor dem boykottierten Lokale verſammelte
Menge, wofür er weidlich ausgelacht wurde. Charaktervolle Arbeiter, anſtändige Mädchen und auch ein xoher Teil

der Geſchäftsleute meiden dieſes Lokal. Dagegen beweiſt der
in der Hauptſache von Arbeitern lebende Bäckermeiſter
Traugott Dorn, ein beſonderes „Licht“ unter den ſo

„Mittelſtändlern“, ſeine verbiſſene Arbeiterfeindſchaft
adurch, daß er dieſes Lokal den Arbeitern zum Trotz beſucht,um aus den Fenſtern heraus unſere Genoſſen zu verhöhnen.

Er will alſo, daß ihm kein Arbeiter mehr etwas abkaufen ſoll,
und dieſer Wille wird ihm gern erfüllt werden.

Torgau, 22. Mai. Aufgefiſchte Leiche. Beim
Fiſchen fand ein Vorarbeiter aus Belgern die Leiche eines
etwa zehnjährigen Knaben. Der Tote, der r nicht lange
im Waſſer Helegen hat, war mit kurzer Hoſe und Glanzleder-
ſchürze bekleidet. Die Perſonalien ſind unbekannt.

Mückenberg, 22. Mai. E. B.) Wo klaſſenbewußte
Arbeiter nicht hingehören. Nächſten Sonntag will der
reichstreue Bergmannsverein, der ſonſt ſeine Gelage bei von
Werksbeamten geſtifteten ſchlechtem Fuſel feiert, eine Fahnen
weihe abhalten. Das ſoll ein großer Rummel werden, und
man ſchlägt ſchon tüchtig die Reklametrommel. Dabei mutet
man den Arbeitern zu, in dem Starkeſchen Gaſthofe zu

tanzen. Das iſt derſelbe Wirt, der während des Maſchiniſten
ſtreiks, trotz gegebenen Wortes nach einem Wunſche des Gen-
darmen Parl die ſtreikenden Arbeiter auf die Straße ſetzte.
Ein Arbeiter, deſſen Charakter vom übertriebenen Fuſelgenuß
nicht gänzlich degeneriert iſt, wird dieſes Anſinnen entrüſtet
zurückweiſen. Klaſſenbewußte Bergleute gehören nicht in dieſen
Klimbimverein ſondern in den Deutſchen Bergarbeiterverband,
und die Mückenberger Arbeiterſchaft möge an dieſem Sonntage
die ſozialdemokratiſche Verſammlung in Bärhaus beſuchen

zberg (Elſter), 22. Mai. Ein tapferer Krieger
iſt der Hauptmann a. D. Büttner aus Dresden, der in der
hieſigen Gegend herumreiſt und unter dem Deckmantel der Ar
beiterfürſorge über die Machtheſtrebungen der Sozialdemokratie
redet. Kriegervereinler und Landwehrleute ſind geradezu be-
r Für wen der mit Worten kämpfende Hauptmann in

ozial
H

iſtenbekämpfung macht, kann man ſich lebhaft denken.
entlich wirken ſeine Reden ebenſo gut, wie die der Kon

trolloffigiere in andern Bezirken

Sittendorf, 22. Mai. Roheits akt. Vor kurzem berichteten
wir, daß ein wütender Ehemann feier Frau die brennende
Petroleumlampe ins Geſicht geworfen hätte. Die Sache hat
ſich jedoch anders zu a Die Betreffende, die übrigens
nicht verheiratet iſt, hat bereits zugegeben daß ſie ſelbſt mit
der Lampe in der Hand, ausgeglitten iſt und dadurch ſich
ſchwere Drandwunden zugezogen hat. Dieſen iſt ſie aber nicht
eriegen, ſie liegt vielmehr noch im Krankenhauſe zu Roßla.
Auch der Mann, der zu ihrer Rettung hinzuſprang, erlitt bei
dem Unfall Brandwunden.

rdhauſen, 22. Mai. Der Tabakarbeiterausſtand,gehe Mai hier ausgebrochen iſt und hauptſächlich die 500

Arbeiter der Firma Grimm u. Triepel umfaßt, ſoll die Woche
ſein Ende erreichen. Eine Arbeiterverſammlung beſchloß na
dem eine Verſtändigung der Ausſtändigen einige ugennduiſſe
brachte, die Bewegung zu beenden und die Arbeit wieder auf
zunehmen.

Bleicherode, 22. Mai. Jm angeſchoſſen. Ein
ſchwerer Unglücksfall ereignete n Lipprechterode. Der
Bergmann Rabe hatte zu den Pfingſtfeiertagen den Beſuch
ſeines Schwiegervaters gus Craja erhalten. Am Montag
mittag begaben ſich der Großvater, Vater und das vierjährige

nchen des Bergmanns Rabe zu dem Vater des letzteren.Sag dort auf dem Blumenbrett eine Schußwaffe.
Der ab Mann ſoll nun in der Annahme, daß dieſe nicht ge
laden ſei. mit dem vierjährigen Enkel gemacht haben
plötzlich kra ein Schuß und das Kind ſtürzte, in den Kopf

Die Verletzung ſoll ſehr ſchwer ſein. Daser nach Halle bein ihrt.

„22. Mai. Vom Schlachtfeld des Vergnügen.
Bei dem jüngſten Rennen des Erfurter Rennbereins tat der
Adjutant der 38. Feldartilleriebrigade in Erfurt, Hauptmann

Elteſter, einen ſchweren Sturz vom Pferde. Am Sonn

geſt
nd iſt der Offigzier, der einen Schädelbruch erlitten hatte,
orben.

rendſes, 22. Mai. Eine neue Heimgt bat der Naturm a nagel jetzt gefunden. Die Gemeinde Mardorf
am an uder Meer in der Altmark hat ſich ſeiner an
genommen und ihm ein Terrgin am ogengente eißen Berge

tgeltiich zur freien Derfügung und Bewirtſchaftung überkaſſe Dort wird „guſtaf“ ſeine Hütte erbauen und wen
ein Eden für Naiurmenſchen zu begründen. Guſtav Nagel iſt
bereits nach Mardorf übergeſiedelt.

Gerag, 22. Mai. Eine geſtörte h Am
iertag 6 der Schieferbrucharbeiter Neuperten iel ochzeit, f dem Wege von

der Kirche ja zurück nach Röttersdorf, wurde dem Unfug
32 Na gens 83uld et z R e verſagte. Se

e m mm Revolver, wobei dieWaffe traf den ledigen Wirtſchaftsgehilfen
r ie e er en r ingen r und warfengen um, wobei die Jnſaſſen herausgeſcheudert wurden;

viele wurden verletzt.

Eewerkjchattliches.
Ein Jubiläum. Jn einem beſonders ſchmucken Gewande

präſentierte ſich die lehte ummer des Comrier, des Fachorgans
des Verbandes der Han. Verkehrs und Transportarbeiter
Deutſchlands. Jn ſtammendem Rot kündet die Zahl 100 000
den Mitgliedern, daß die Auflage des wöchentlich erſcheinenden
Courier nunmehr 100 000 Exemplare beträgt. Mtt berechtigtem
Stolz kann die Verbandsleitung der Transportarbeiter auf das
Geleiſtete zurückblicken, reichen doch nunmehr die Fäden der
Organiſation in faſt alle Schichten der „ungelernten“ Arbeiter
des Handels und Verkehrs hinein. Bereits Ende der achtziger
Jahre war in Berlin ein Correſpondenzblatt erſchienen, das,
freilich in geringer Auflage, die Intereſſen der Berliner
Handelshilfsarbeiter wahrnahm. Jhm folgte die Einigkeit, die
aber an Abonnentenſchwindſucht zugrunde ging. Der Grund-
ſatz, daß ſpeziell die Preſſe berufen iſt, den Organifations-
gedanken der Arbeiter zu propagieren, ließ unter den Berliner
Handelshilfsarbeitern bald ein neues, entſprechend den geringenMitteln, nur einmal monatlich erſcheinendes Correſpondengbſen

entſtehen. Jhm folgte der Handelshilſsarbeiter, und mit der
Gründung des Zentralverbandes erſchien am 15. Januar 1897
die erſte Nummer des Courier. Klein war, nach den heutigen
Verhältniſſen des Verbandes, der Anfang und ſchwierig der
Boden, den der Courier zu beackern hatte. Ende 1898 waren
im Verbande erſt 5687 Arbeiter organiſiert, gegenüber 81 784
Verbands angehörigen am 31. Dezember 1906. Während im
Jahre 1897 für Unterſtützungen an Mitglieder in Notfällen
1324.88 Mk., für Streils nur 262,23 Mk. gezahlt wurden,
kamen 1906 für Anterſtühungen 187 840.61 Mk., für Streiks
281 242.13 Mk. zur Verausgabung.

Getreu der Erkenninis, daß ein möglichſt hoher Lohn und
verkürzte Arbeitszeit eine Lebensnotwendigkeit für den Arbeiter
iſt, entfaltete die Organiſation ihre Haupttätigkeit im Kampfe
um beſſere Lohn- und Arbeitsbedingungen. Jn den zehn
Jahren ſeines Beſtehens erreichte der Verband für 28 279 Mit-
gliedey Verkürzung der Arbeitszeit, für 67 896 Mitglieder
»Lohnerhöhungen, die allein in den drei letzten Jahren die
Summe von 6 364 646.20 M betrugen.

Der erſte Tag. Die arſe Kontrolle der Ausgeſperrten im Ver
liner Baugewerbs ſanh am Mittwoch früh ſtatt. an 30 Lokalen
wurden über 48 000 Ausgeſperrte gezählt. Jm Gewerkſchafts
haus am Engelufer herrſchte beſonders reges Leben. Die Un
verheirateten holten ihre Legitimationen zur Abreiſe. Es ar-
beiten jetzt etwa 1500 Mann. Einen großen Schaden erleidet
die Geſchäftswelt. Piele Läden uſw. ſtehen halbfertig da. Das
ſelbe iſt mit großen Hotels und Cafés in der Friedrichſtadt der
Fall. Nach bürgerlichen Meldungen wollen die Unternehmer
vier Wochen lang ausſperren. Daß ihnen dabei nur die
Puſte nicht ausgeht! Manch' einer wird ſchon heute bereuen,
daß auch er ausſperren muß!

Die Seeleute ſtreiken! Jn Hamburg ſind 1200 Matroſen und
Heizer in den Ausſtand getreten. Die Unternehmer lehnen
Verhandlungen mit dem Verbande ab, doch wollen ſie mit
einer Kommiſſion aktiver Seeleute verhandeln.

der te, i 8 Sd ort. de n führte, in den Kopf und örete

Die zweite internationale Konferenz der auf dem Boden des
Klaſſenkampfes ſtehenden Handlungsgehilfen Organiſationen
findet am 21. Auguſt in Stuttgart ſtatt. Auf der Tages
ordnung ſtehen folgende Punkte: Bericht der Jnternationalen
Auskunftſtelle (J. A. S.), Vereinigung mit der „Federation
Internationale des Employes“, Sitz Gent (Belgien), „Sogial
reform oder Selbſthilfe?“ Referat und Diskuſſion.

Der Tapeziererſtreik in München dauert bereits ſechs Wochen.
Wiederholte Verhandlungen ſcheiterten an dem Starrſinn der
Arbeitgeber, welche den Näherinnen nicht die geringſten Zu
geſtändniſſe machen wollen. Den Gehilfen wird ſtatt der gefor
derten Verkürzung der Arbeitszeit von 152 Stunden nur 1 Stde.
geboten. Auch in bezug auf Lohnerhöhung machen die Arbeit
geber ſo minimale Zugeſtändniſſe, daß dieſe den Verhältniſſen
nicht entſprechen. Der Streik dauert deshalb unverändert fort.

Kuskland.
Schweiz. Jn Deutſchland unmöglich. Die

Genſer Arbeiter-Union hatte gegen einen Müller Klage er-
hoben, weil dieſer entgegen ſeinem ſchriftlich gegebenen Ver-
ſprechen, ſeinen ſtreikenden Kollegen zum Vercäter geworden
war und Streikbrecherarbeiten venrichtet hatte. Das Genfer
Gericht verurteilte den Streikbrecher wegen Vertragsbruchs zur
Zahlung einer Entſchädigung von hundert Franken an den
Verband. Das Bundesgericht, bei dem der Verurteilte Re
kurs einlegte, beſtätigte das erſtinſtanzliche Urteil und ver
pflichtete ihn außerdem noch zur Rückzahlung der empfangenen
Streikunterſtützung! So etwas iſt auch nur in ver „wilden“
Schweiz möglich. Jn Deutſchland hütet man die „Staats-
haltenden“ beſſer.

Afrika. Die Bewegung der Bergleute in
den Randminen nimmt immer größere Dimenſionen an
und gewinnt an Bedeutung. Die Urſache des Streiks war be
kanntlich die Beſtimmung der Unternehmer, daß der einzelne
Arbeiter in Zukunft 8, anſtatt wie bisher 2 Maſchinen zu be
dienen habe. Dieſer Beſtimmung wollen ſich die Arbeiter be
greiflicherweiſe nicht fügen. Das Anerbieten der Arbeiter, die
Streitfrage einem Schiedsgericht zu unterbreiten, haben die
Unternehmer abgelehnt. Das hat unter den Arbeitern ſehr
böſes Blut gemacht und ſo wurde dieſer Tage auf einer Dele
giertenverſammlung, die von 27 Bergwerken beſchickt war, der
Beſchluß gefaßt, in den Generalſtreik einzutreten. Die
Forderungen der Arbeiter gehen jetzt aber viel weiter als im
Anfang; ſie verlangen die Veſeitigung des BergwerkMonopols
und die Uebernahme der Minen durch den Staat, ferner die Ab-
ſchiebung aller Chineſen

Folizeiliches und Gerichtliches.
s Ein klagender Pfarrer. Vor dem Schöfſengericht zu

Mülhauſen i. E. ſtand am 17. Mai eine Beleidigungsklage des
katholiſchen Pfarrers Duſſere von Hüningen gegen den Genoſſen

Jean Martin von der Mülhauſener Volkszeitung
ur Verhandlung.t Jm Roxember vorigen Jahres erſchien in der Volkszeitung

eine Korreſpondenz aus Hüningen, in der mitgeteilt wurde daß
fünf junge Burſchen eine Frau in unſittlicher Abſicht überfallen
hätien, daß dieſe Burſchen Mitglieder des katholiſchen Jüng-
lingsbereins und alſo Schützlinge des Pfarrers geweſen ſeien
Sie ſeien nicht ſofort nach dem Vorgange ausgeſchloſſen wor-
den und man werde wahrſcheinlich die Angelegenheit vertuſchen
wollen. Nach Durchführung der Verhandlung ergab ſich, daß
der Wahrheitsbeweis nicht völlig erbracht werden konnte; es ganten Toilelten. Wir leben eben in der beſten aller

gehörten von den in Frage kommen. en Burſchen nich“ alle dem
Jünglingsverein an, und diejenigen, die Mitgliede waren,
ſeien alsbald nach Bekenntwerden des Vorfalles gus dem Ver-
ein ausgeſchloſſen worden.

Der Vertreter des Privatklägers, Rech sanwalt Rieber, ſuchte
in feinem Plädoher darzutun, daß nur eine hohe Gefängnis-
ſtrafe eine genügende Sühne ſei. Das Gericht kam dem Wunſche
in ſehr weitgehender Weiſe enigegen, indem es unter Würdi-
gung der Vorſtrafen auf eine Gefängnisſtrafe von zwei Mo
naten erkannte.

s Ein aufgehobenes Urteil. Bei einem Metallarbeitera
ſtreik in Heerdt hatte der Gewerkſchaftsſekretär Donsbach in
einer Verſammlung ausgeführt, daß ein gefaßter Beſchluß auf
Verweigerung von Ueberſtunden ſtreng durchgeführt werden
müſſe und entgegenhandelnde Mitglieder ihren Ausſchluß aus
dem Verbande und Namensver öffentlichung im Verbandsorgan
zu gewärtigen hätten. Das Schöffengericht in Neuß hatte in
dieſen Ausführungen eine Drohung beziehungsweiſe ein Ver
gehen gegen Z 153 d. Gewerbeordnung erblickt und gegen D. eine
Gefängnisſtrafe von einem Monat feſtgeſetzt. Die Straf-
kammer in Düſſeldorf als Berufungsinſtanz hob jedoch das
ſchöffengerichtliche Erkenntnis auf und erkannte auf Frei-
ſprechung. Jn der Urteilsbegründung wurde ausgeführt,
dem Angeklagten habe nur daran gelegen, belehrend auf die
Mitglieder einzuwirken, zu welchem Zwecke er auf die Statuten
aufmerkſam gemacht und an die etwaigen Folgen erinnert habe.
Jn den Statuten ſei aber der Paſſus enthalten, daß ſolche Mit-
glieder, welche gegen die Beſchlüſſe des Verbandes handeln, aus
geſtoßen und in dem Verbandsorgan bekannt gemacht würden.

Soziales.
Der Bund der techniſch-induſtriellen Beamten hielt

Pfingſten ſeinen zweiten ordentlichen Bundestag ab. Der Bund
zählt jetzt etwa 9000 Mitglieder in 84 Verwaltungsſtellen, von
denen ſich eine auch in Halle befindet. Der Bundestag be-
ſchäftigte ſich zum größten Teil mit ſozialpolitiſchen Fragen.
Unter den angenommenen Reſolutionen verlangt die erſte, daß
der Reichstag jedem Geſetzentwurf ſeine Genehmigung verſagen
möchte, durch die die techniſchen Privatangeſtellten hinſichtlich
der Konkurrenzklauſel den kaufmänniſchen gegenüber
ſchlechter geſtellt werden. Prinzipiell wird in dieſer Reſolution
betont, daß der Bundestag die Konkurrenzklauſel in jeder Be
ziehung für entbehrlich hält. In einer zweiten wird gewünſcht,
daß die Dienſtkaution von Angeſtellten ganz abgeſchafft,
zum mindeſten aber zu bevorrechteten Forderungen im Kon-
kurs des Unternehmers erhoben werden. Jn einer dritten wird
erklärt, daß der Bund der techniſch- induſtriellen Beamten die
Vorſchläge, die auf Errichtung einer beſonderen Penſionskaſſe
abzielen, nach wie vor für verfehlt halte, und infolgedeſſen den

Ausbau der beſtehenden Jnvaliden-Ver-
ſicherwng durch Ausbau höherer Verſicherungsklaſſen alsden beſten Reg zur praktiſchen Durchführung der Penſions

und Hinterbliebenen-Verſicherung empfehle. Jm Zuſanunen-
hang damit wird in einer vierten Reſolution gefordert, daß auch
die Grenze für die Verſicherungspflicht in der
Kranken- und Unfallverſicherung ausgedehnt werden möchte.
Zur Arbeitskammerfrage wird in einer weiterennen die beſtimmte Erwartung ausgeſprochen daß die
verbündeten Regierungen in einem einſchlägigen h
die berechtigten Wünſche der techniſchen Privatangeſtellten
angemeſſene Vertretung berückſichtigen Schließlich richtet der
Bund an alle techniſchen Privatangeſtellten die Aufforderung,
keine Dienſtverträge abzuſchließen, in denen ihnen eine Kon
turrenzklauſel auferlegt, oder die Abgabe des Ehrenwortes zu
gemutet wird. Außerdem empfiehlt er ihnen dringend ſich für
etwaige Erfindungen einen feſten Gewinnanteil aus der
Erwartung des Patentes garantieren zu laſſen.

Die Sorgen der eleganten Damen. Was die Natur ver
ſagt, muß die Kunſt u Das J der Wahlſpruch der ele

ilen Dame. Mit welchen Umſtändlichleiten und Geldkoſteni Ausſteffierung einer Modedame verknüpft iſt, ſchildert die

Köln. Ztg. wie folgt: eUm durch eine vreizvolle Geſtalt ihre Genoſſinnen zu
treſſen, oder durch einen roſigen zarten Teint den Neid der
Stieſtinder der Schönheit zu erregen, erduldet die modert
Frau ohne Klagen Leiden und Schmerzen und en die
teuerſten Preiſe ohne Murren. Eine zugliſche gen chrift &p
eine Berechnung gen wie teuer die „natür ich Schön

it einer eleganten Modedame zu a kommt; ie Schön
h des Londoner Weſtens t unter ihren

undinnen mehr als eine, die für die Vorbereitungen zu
ſelbſt 400 Mk. für ihren Schön

chon am e begibt ſich eine
olche Dame in die Behandlung ihres Spezialiſten. Sie wird
init Dampf behandelt und maſſiert, ihr Haar wird gebürſtet
Und parſümiert und gegebenenfalls neu geſärbt, Hände, Arn
und Nacken werden mit der größten Sorgfalt behandelt, mit
altertei geheimnisvollen Salben gebleicht; dann ſchreitet man
zum Auſbau der Friſur; Locken werden kunſtvoll angeordnet.
Beſonders ſchwierig iſt ein geſchicktes Schnüren, das die Ge
ſlalt geſchmeidig und anmuisvoll erſcheinen läßt. Bei all
dieſen langwierigen e darf die künſtige Schön

einen Abend 200, 300, j
eitsdpktor ausgeben!

heit nur leichte Rahrung genießen; beſondere Drogen gibt9 die ven Augen Glanz und Helligkeit verleihen. Mut
at jeder Schönheitsdoktor n beſondere Methode Und a
eine beſonderen Preiſe; aber die Damen a ſie er
ahrungsgemäß gern. Eine reiche Dame der Londoner Gechek u ſo zur Garten emacht, bei allen ſteh
Reifen ſich von einem ganzen Stabe Schönheitsſpezial
begleiten zu laſſen, ſie reiſen mit ihrer Herrin von zu
Land wohnen in den erſten Hotels, nur um täglich auf eine
Stunde ihren Dienſt zu verSo werden die „natürlichen einer pikanten Schönheit

hergeſtellt. Man ſieht, was Geld und Eitelkeit vermag da
werden, nur un ein paar Stunden zu glänzen alle vorigenSitrapazen ertragen. ine will immer G oner ſein wie die

andere 200, 300, 400 Mk. für die Schönheit eines Abends!
Dazu komnen dann noch die eleganten Garderobenſtücke,Schmuck uſw. Von dem hierfür aufgewendeten Gelde

eine Arbeiterin, die veeig den Tag 1--2 Mk. die
man Lebensunterhalt, Dt

e ev

abrik
Schön

i

kaum das Allernotwendigſte zum Leben haben ja o
Blöße zu decken vermögen! Und im Dienſte de ldie ecibeiterin Geſundheit und natürliche ö

digkeit, macht ſie vor der Zeit alt und grau.
Wenn jemals die Unterſchiede zwiſchen Arm und Reich

t e irelen, ſo beim Weibe in den ſogenannken beſten
Hier das abgehärmle, elende, überarbeilele Prelelarierweib
dort die lebenſprühende, iraſtvolle eleganle Dame der „guten
Geſellſchaft. Hier geitlebens Plage, Not und Sorge um
tägliche Brot, dort Genuß. Nichtstun, nur Sorge un die
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Gerichtsjaal.
Schöffengericht.

ſicht Halle, 22. Mai.nvorſichtiges Umgehen mit Schußwaffen. Eine egeteh hatte am 15. März auf dem Grundſtück
eines Vaters mit einem Teſchin nach Spatzen geſchoſſen und

bei dem Sohne eines Eiſenbahnbeamten eine Ladung in das
gejagt. Der Schuß zerriß das Beinkleid und beſchädigte

au ie Uhr des Knaben. Letzterer wurde von dem Fleiſcher
ſofort nach der Klinik geſchafft, geheilt und der Täter

ezahlte auch die Arzkoſten in Höhe von 38 Mk. Er wollte
auch den Schaden für Uhr und Beinkleid erſetzen; Vater
des Knaben verlangte aber unter der Bedingung, die Schießerei
nicht anzeigen zu wollen noch mehr nämlich 150 Mk. Darauf
ließ ſich der ſelbſtverſtändlich nicht ein und ſo
erhielt er eine Anklage wegen fahrläſſiger Körperverletzung und
Schießens an einem unerlaubten Orte. Das Urteil lautete
anf 25 Mk. Geldſtrafe. Die Forderung des Eiſenbahnbeamten
erſchien in einem mehr als eigentümlichen Lichte.

Er wollte ſich einen Finderlohn verdienen.Mit dieſer Angabe verſuchte ein Handelsmann von Diemitz zu
rechtfertigen, daß er ſich am 27. März auf dem Wege von
Diemitz nach Halle 16 Stück Jſolatorenſtützen mit Glocken an
eignete, die da zum Anbringen niedergelegt waren. An Stelle

Finderlohnes erhielt der Mann wegen Diebſtahls vier
age Gefängnis, da man ihm nicht glauben wollte, daß er die

Jſolatorenſtützen in edler Abſicht aufgeleſen habe.
Die Meldungen von anſteckenden Krank-

heiten haben ſchon häuſig zu Jrrtümern geführt, da die dies
bezüglichen Polizei Beſtimmungen verſchiedentlich ausgelegt
werden. So hat ein Arzt von hier einen in Böllberg paſſierten
Diphiheritisfali nicht dort ſondern in Halle gemeldet. Behufs
weiterer Aufklärung wurde die Sache vertagt und beſchloſſen,
Sachverſtändige zu vernehmen.

Schulbubenſtreiche. Drei 14jährige Schulknaben und
ein Arbeitsburſche hatten ſich am 2. März damit vergnügt, am
Kühlhauſe des Brauereibeſitzers Freyberg eine ganze Reihe
Fenſterſcheiben mit Steinen zu zertümmern. Die Jungens
wurden mit Geldſtrafen von zwei bis ſechs Mark belegt.

Auf verbotenem Wege gefahren war ein bejahrter
Fuhrmann von Dölav. Der Gendarm hatte ihn angezeigt,
weil er am 30. April beim Sandfahren auf dem Bankett ent
lang gefahren war. Der Angeklagte behauptete, es führe kein
anderer Weg nach der Kirchſtraße; er hätte auf dem Bankett
entlang fahren müſſen. Das Gericht glaubte ihm dies nicht
und verurteilte ihn zur Zahlung einer Geldſtrafe in Höhe von

drei Mark. 8Ein Pferdeſchinder. Ein Geſchirrführer von hier ſchlug
eines Tages in der unbarmherzigſten Weiſe mit dem Peitſchen
ſtiel auf ſein vor ein Laſtfuhrwerk geſpanntes Pferd los und
veranlaßte auch noch Schulkinder, ihm beim Fortbringen des
Wagens behilflich zu ſein, obgleich ein anderer Geſchirrführer
ihm ſeine Pferde zum Vorſpann angeboten hatte. Als dann
ein Schulleherer ſich einmiſchte, den Mann auf die Tierquälerei
aufmerkſam machte und den Kindern beſonders das gefährliche
Drehen an den Rädern des Wagens unterſagte, wurde der
Geſchirrführer noch frech und beleidigte den Lehrer mit ganz
gemeinen Schimpfworten. Der Angeklagte wurde wegen Be
leidigung und Tierquälerei zu drei Wochen Gefängnis und
einer Woche Haft verurteilt.

Gemeindezeitung.
Wittenberg. Stadtverordnetenſitzung. An

weſend ſind 19 Stadtverordnete, 11 Herren fe len. Stadtv.
Dr. Schwarze moniert zunächſt die auch in dieſem Jahre wieder
recht mangelhafte Sprengung der Straßen, die in unſern viel
Staub entwickelnden Straßen beſonders bitter empfunden wird.
Vor zwei Jahnren iſt allerdings ein zweiter Sprengwagen für
2500 Mark gekauft worden, doch wird ein gut Teil unſerer
Straßen bei der Sprengung nur flüchtig bedacht. Stadtbaurat
Deutſchmann gibt auch zu, daß zwei Wagen zu wenig ſind undbeantragt, o zwei zu kaufen; die Stadtverordneten werden
ſich jedoch noch nicht ſchlüſſig, und ſo wird der Magiſtrat eine
diesbezügliche Vorlage ausarbeiten. Die Verſammlung tritt
hierauf in die Beratung der Tagesordnung ein. Es ſind ge
prüft worden die Stadthauptkaſſe, Steuerkaſſe, Sparkaſſe, Spar-
markenkaſſe und die Schulkaſſe. Aus dem Bericht der Ge-

indeſchweſtern iſt erwähnenswert, daß r 139 Familien
beſucht Haben; es waren notwendig 502 Be uche und 30 Nacht-
wachen. Bauunternehmer Scheibe hat eine Straßenbauhypothek
von 1600 Mark eintragen laſſen. Um die Schulzimmer der
Mittelſchule mehr zu ſchützen ſchlägt die Baukommiſſion vor,
Dop gen anzubringen. Die Verſammlung bewilligt hierzu
360 er Bote Brauer iſt mit der ihm bewilligten Entſchädi-
gung für das Einholen der Gas und Waſſergelder nicht recht
einverſtanden und bittet um eine kleine Erhöhung von 10 Mk.
Es wird beſchloſſen, 40 Mk. monatlich für das Kaſſieren des
Gasgeldes und 60 Mk. jährlich für das Kaſſieren des Waſſer-
geldes zu zahlen. Der ſchon im letzten Bericht erwähnte Fehl-
betrag der Gymnaſialkaſſe von 2280.90 Mk. wird nachbewilligt.
Die Erhöhung der Alterszulagen für die Lehrer bedingt höhereBeiträge für die Alterszulagenkaſſe; die Regierung hat ein da-
hingehendes Verlangen geſtellt. Die Verſammlung erklärt ſich
einverſgnmer

Die Verlegung der Röhrfahrt des neuen Jungfernwaſſers
hat in den beteiligten Kreiſen ſchon viel Diskuſſion hervor-
gerufen. Neuerdings iſt durch den Bau der neuen Bürger
u auch die Stadt in Mitleidenſchaft gezogen worden. Eine
Verlegung der Röhrfahrt, die jetzt mehrfach durch Bauland
geht, im Zuge der Straßen iſt eine unbedingte Notwendigkeit,
de ſich die Waſſergewerkſchaft leider verſchließt. Da die Röhr-
fahrt auch das Bauland zur neuen Bürgerſchule berührt,
ſo verlangt die Gewerkſchaft von der Stadt 600 Mk. Entſchädi-
ung, welche Summe einigen Herren zu hoch erſcheint. Jm

Intereſſe des geplanten Schulbaues muß die Sache aber ſchnell
geregelt werden ein Prozeß würde dies ſehr verzögern, und ſoewilligt die Verſammlung die 600 Mk. Bürgermeiſter Dr.
Schirmer erklärt ſich bereit, die Vermittlerrolle zwiſchen den an-
dern Anliegern und der Gewerkſchaft zu übernehmen, wodurch
die beſtehenden Differenzen hoffentlich bald beſeitigt werden.
Ein Gaskandelaber iſt wieder mal umgefahren worden. Da der
Kutſcher freiwillig die Hälfte der Hoſten (10 Mk.) übernommen
hat, ſieht die Verſammlung von einer Klage ab. Für das

jahr 1907 wird vier Schülern des hieſigen Gymnaſiums
das volle und ſieben Schülern die Hälfte des Schulgeldes er-
läſen. Die Penſionierung des Polizeiſergeanten Graf beſchließt

Verſammlung mit einer jährlichen Penſion von 1437 Mk.
e in letzter Sitzung mehrfach diskutierte Pachtung einiger

Wieſenparzellen] ſeitens des Ziegeleibeſitzers Zaſtrow (behufs

Anlegung eines Gleiſes) wird nunmehr endgültig gene t,Jn Pere hier anſchließenden Naſen e Spet
wurde das Gehalt des Stadtbaumeiſters von 3600 auf M
und did Mietsentſchädigung von 350 auf 800 Mt. erhöht; dieZulage entſpricht un ehe dem halben Jahreseinkommnen eines

eſſeren Arbeiters. (21. 5.) O. W.
Holzweißig. Jn der Gemeinderatsſitzung am 13. Mai

wurde die Abtretung einer Wieſenparzelle an die Gemeinde
Zöckeritz gen Zahlung einer Entſchädigungsſumme vom
fachen Betrag des Grundſteuer-Reinertrages angenommen.
Der Verkauf von Gemeindeland an einen Werneehe wurde
mit 7 gegen 6 Stimmen abgelehnt. Die Jnſtandſetzung des
Zöckeritzer- und Triftweges wurde beſchloſſen. Auf eine An
frage des Genoſſen Thäle, wo ſich der Schuttabladeplatz der
Gemeinde befindet, erklärte der Vorſteher, daß die Gemeinde
nicht verpflichtet ſei, für einen ſolchen zu ſorgen. (Der Vor-
ſteher befindet ſich im Jrrtum. Die Gemeinde hat für einen
Schuttabladeplatz Sorge zu tragen.) (22. 5.) O. R.

Aus dem Reiche.
Danzig. Schiffsunfall. Bei dem Sturme auf der

Oſtſee während der Pfingſttage iſt ein Kutter gekentert, wobei
fünf Perſonen ums Leben kamen.

Düſſeldorf. Mord- und Selbſtmordverſuch.Der Fabrikarbeiter Scholven ſchoß der mit ihm v
lebenden Frau Wiebuſch zwei Revolverkugeln in den Kopf.
Dann ſprang er aus dem zweiten Stockwerk auf die Straße.
Beide ſind ſchwer verletzt.

Köln. Bergarbeiterriſiko. Auf Zeche Bagker
Mulde bei Linden wurden zwei Bergarbeiter verſchüttet. Einer
konnte, ſchwer verletzt, geborgen werden, der andere liegt noch
unter Geſteinsmaſſen begraben. Auch auf Zeche Ewald bei
Reſſe warden zwei Bergleute verſchüttet und erheblich verletzt.

Ludwigshafen. Eine neue anarchiſtiſche Zei-
tung. Nach der Pfälziſchen Poſt haben die Anarchiſten von
Südweſtdeutſchland ein Blatt gegründet unter dem Namen Die
Erkenntnis. Als Verleger zeichnet Emil Lorenz in
an rwein, als Redakteur Otto Stegmann, ebenfalls in Mann-
heim.

Vermiſchtes.
Ueber die Geiſteskrankheit Tatiana Leontiews ſchreibt

der Berner Bund: Die Nachricht, Tatiana Leontiew ſei
in der Strafanſtalt Lenzburg wannes geworden, konnte
weder die Richter, die in ihrem Peozeſſe urkeilten, noch die
Fachmänner, die ſie auf ihren Geiſteszuſtand unterſuchten, über-
raſchen. Die Geſchworenen hielten ſie für geiſtig nicht normal,
und erkannten in ihrem Wahrſpruch auf verminderte Willens-
freiheit. Die Mitglieder der Kriminalkammer teilten dieſeUeberzeugung und räumten ihr bei der Zumeſſung der Strafe

einen großen Einfluß ein. Als in der öffentlichen Diskuſſion
dieſe Strafzumeſſung als zu milde angefochten und behauptet
wurde, Tatiana Leontiew ſei durchaus zurechnungsfähig, ſagte

warten, es werde ſich bald zeigen, wer richtig beobachtet habe.Die Richter ſeien darauf gaſaßt geweſen, daß Tatiang ſchon
während der Verhandlungen zuſammenbrechen werde; den Pro-eß habe glücklich überſtanden aber in der Strafanſtalt werde

ſich der Kollaps einſtellen, und zwar innerhalb kurzer Zeit.
So iſt es nun geſchehen. Die Direktion der Strafanſtalt

Lenzburg telegraphierte der berniſchen a Tatianga
Leontiew ſei wahnſinnig geworden, die Strafanſtalt könne ſie
nicht länger behalten, der Kanton Bern ſolle ſie wieder zurück
nehmen. Es ſcheint, daß es ſich um einen ähnlichen Anſall
handelt, wie er 1905 in der Peter PaulsFeſtun zu Peters-
burg eingetreten war, als Tatiana wegen Teilnahme an einer

haftet worden war. Damals brach bei ihr nach Aufent
alte im Gefängnis eine Geiſteskrankheit aus, die die Einſtel-

lung des gerichtlichen Verfahrens zur Folge hatte. Jn Lenz-
burg führte ſich Tatiana ſehr ſtörriſch auf; ſie war r auf
geregt und verlangte, in ein berniſches Gefängnis ge racht zu
werden. Die Polizeidirektion des Kantons Bern willfahrte zu
nächſt dieſem Wunſche und brachte ſie in das Frauengefängnis
zu St. Johannſen. Hier wird ſie auf ihren Geiſteszuſtand be
obachtet; es wird ſich dann zeigen, ob ſie einer Jrrenanſtalt
übergeben werden muß.

Ein Vielbeſchäftigter. Der Roſenheimer Anzeiger
berichtet von einem Einwohner der Gemeinde Sachrang
Bayern), der erſt 33 Jahre zählt, an Vielſeitigkeit der
n en aber ſchwerlich ſeines gleichen haben dürfte.
Der gute Mann iſt nämlich: 1. Kleingütler, 2. Sch e
meiſter, 3. Gemeindediener, 4. Fleiſchbeſchauer, 5. Kaſſierer
und Protokollführer bei der Freiwilligen Feuerwehr, 6. Vorſtand
des Krankenunterſtützungsvereins, 7. Agent der Feuerverſiche
rungsGeſellſchaften, 8. Zieler beim Schutzenverein, 9. Kirchen
propſt (Hilfsmeßner), 10. Himmelsträger, 11. Leichenvorbeter,
12. Hochzeitslader, 13. Theaterſpieler, 14. Autoriſierter Berg-
führer, 15. Wärter beim heiligen Grab, 16. Aushilfsminiſtrant,
17. Dekorateur beim Veteranenverein, 18. Fahrrad-Reparateur,
19. Lederhändler, 20. Oberaufſeher bei den Schneeſchauflern.
Da der Vielbeſchäftigte und Vielgewandte eine Anzahl kirchlicher Amter bekleidet, wird ihm außer irdiſchem Mammon

auch himmliſche Belohnung zuteil werden.
Japanerinnen als Frachtgut. Jn Townsend (Kali-

fornien) ſind an Bord des Dampfers Oamha, der aus Yoko
hama angekommen war ſechs große Kiſten beſchlagnahmt
worden, in denen ſich Japanerinnen befanden. Es handelte
ſich um einen Verſuch gegen das neue Einwanderungsgeſetz,
japaniſche Frauen einzuſchmuggeln.

n 73 Stadt. Die Stadt Podune in der nörd-
lichen Mandſchurei iſt am 7. April durch eine Feuersbrunſt
zerſtört worden. 435 Wohnhäuſer ſind ein Raub der Flammen

25 Perſonen und 2000 Stück Laſtvieh ſind um
gekommen.

Eiſenbahnunglück. Jm Wiener x der Staats
bahngeſellſchaft fuhr ein Eilgüterzug auf einen haltenden Per-
ſonenzug. 23 Reiſende wurden verletzt.

iſt der auf der Halbinſel Arvet bei Bor-
deaur (Frankreich) ſtehende 70 Meter hohe Leuchtturm. Men
ſchen ſind dabei nicht verunglückt.

20 Perſonen ertrunken. Aus der Stadt Poſchareeatz
(Serbien) wird gemeldet, daß am Dienstag im Dorfe Breſchan
über 20 Frauen, darunter welche mit Säuglingen, ein Fahr
zeug beſtiegen, um über den hochan gonnen Horava zu
ſetzen. Das Fahrzeug kenterte, ſämtliche Jnſaſſen ertranken.

der Vorſitzende im Thuner-Prozeß, man ſolle nur ruhig ab

Verſchwörung gegen das Leben des Generals Trepow ver-
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Räüchermarkt.
Bibliothek des allgemeinen und praktiſchen

um Studium und Gelbſtunterricht in den hauptſächl
iſſenszweigen und Sprachen in Verbindung mit hervor

ragenden Fachautoritäten des Jn- und Auslandes heraus
egeben von Emanuel Müller Baden. Deutſches Berlags-
us Bong u. Ko. in Berlin W. 57. 95 Lieferungen zu je

60 Pfg. oder 5 gebundene Bände zu je 12.50. Mk.) Dieſes
Werk geht nunmehr raſch ſeinem Abſchluſſe entgegen, esliegen jetzt die Lieferungen 89 bis 92 vor, in denen Fran öſi

Literaturgeſchichte, Deutſche Literaturgeſchichte ſowie Volks
wirtſchaftslehre und Geſellſchaftswiſſenſchaft zur Behandlung
kommen. Auch diesmal wieder ergänzen zahlreiche Bunt-
und Schwarzbilder den Text aufs glücklichſte und tragen.
jedes an ſeiner Stelle und nach ſeiner Weiſe, das Jhrige zum
lareren Verſtändniſſe der vielſeitigen Materie bei.

Fachblatt für Holzarbeiter. Heft 5. Herausgegeben vom
Deutſchen Holzarbeiterverband, Stuttgart. Pro Quartal 1 Mk.

Süddeutſcher Poſtillon. Nr. 11. Verlag M. Ernſt, München
Preis pro Nummer 10 Pfg.

Stenographiſche Unterrichtsbriefe Selbſtunterricht in
der Gabelsbergerſchen Verkehrs und Debattenſchrift von Karl
Ludwig Weizmann beginnen ſoeben in der Manzſchen Hof-
buchhandlung in Wien zu erſcheinen. Jn 20 Briefen im Um-
fange von je 16 GroßoktavDruckſeiten zum Preiſe von 25 Pf.
pro Brief iſt der Unterricht beendet. Jeder Brief wird auch
einzeln abgegeben.

Handels und Transportarbeiter-Verband. Jahresbertche
1905--1906. Selbſtverlag.

Geſchichte der Berliner Arbeiterbewegung. Ein Kapitel
ur Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie.
d. Bernſtein. Reich illuſtriert mit Bildern und Dokumenten

J. Teil: Vom Jahre 1848 bis zum Erlaß des Sozialiſten
geſetzes. 17 Hefte à 30 Pf. Die erſten drei Lieferungen ſind
erſchienen. Beſtellungen auf das im Verlage der Buchhand-
lung Vorwärts erſcheinende Werk nimmt die Volksbuchhand-
lung und jeder Kolporteur entgegen.

Kommunale Praxis. Wochenſchrift für Kommunal Politik
und Gemeindeſozialismus. Nummer 20. Herausgeber: Dr.
A. Südekum, Berlin. Verlag Buchhandlung Vorwärts (Paul

l Eine ſogiologiſche, philoſophiſch doziale Jrrungen. ne ſoziologiſche, philoſophiſche unnaturwiſſenſchaftliche Studie von Rogeflamme. Verlag Ed.

Maerter, Leipzig. Preis des 70 Seiten ſtarken Bändchens
1.20 Mark.

Zriefkaſten der Redaktion.
F. in H. 1. Ja, die Aen kann beliebig oft, nicht

bloß jedes Jahr einmal, wiederholt werden. 2. Das iſt unklav
Sie müßten genau angeben, warum der „Pfändungs- und
Ueberweiſungsbeſchluß voillſtändi aufgehoben
3. Jſt die Forderung rechtskräftig ausge
darf es keiner neuen Klage ſondern nur
weitere Zahlung.
SGSGormQMAARGGWwGwGewOG”G]— eQu””ſ”ſfÄgÜunnuarrnſſuwo t

Sozialdemokratiſcher Verein für den
Wahlkreis Merſeburg Querfürt.

Den Genoſſen zur Nachricht, daß in den nächſten Tagen
eine Broſchüre, enthaltend je eine Reichstagsrede Bebels und

iſchers, zum Verſand an die Diſtrikte gelangt. Die Auflage
iſt nur etwa ein Drittel ſo hoch als wie die der ſonſt zur
Verteilung kommenden Flugblätter; es ſollen deshalb nur
ſolche Perſonen dieſe Broſchüre erhalten, die ſie vorausſichtlich
mit Verſtändnis leſen werden. Hierbei das richtige zu treffen,
überlaſſen wir den Diſtriktsführern und Flugblattverteilern.

Der Vorſtand.

Letzte Nachrichten.
Berlin, 28. Mai. Zur Ausſperrung im Baugewerbe wird be

richtet: Die geſtrige Kontrolle der Bauarbeiterorganiſationen
ergab, daß die Ausſperrung nicht im vollen Maße erfolgt iſt.
Nach den Feſtſtellungen der Maurer und Bauhilfsarbeiterorga
niſationen ſind nur etwa zwei Drittel der Mitglieder ausge
ſperrt. Der Vorſtand der Zimmerer gibt an, daß nur ein Drit
tel ſeiner Mitglieder von der Ausſperrung betroffen ſei. Es
iſt anzunehmen, daß ſich die Zahl der betroffenen Bauarbeiter
noch vergrößert, wenn heute die Arbeit auf den Bauten nieder
gelegt wird, auf denen die Ausſperrungen erſt teilweiſe vorge
nommen worden waren.

Jn der neuen Verhandlung im Prozeß Pöplau, die
morgen vor der dritten Strafkammer des hieſigen Land
gerichts J beginnt, ſind von dem Angeklagten der Reichskanzler
Fürſt Bülow, Staatsſekretär Dernburg, Geh. Legationsrat Hol
ſtein, Gouverneur Dr. Seitz, ſowie die Abgeordneten Arendt,
Bebel, Rören und Erzberger geladen. Unter den übrigen
Zeugen wird ſich diesmal auch der Geheime expedierende Sekre
tär Schneider befinden, auf deſſen Vernehmung der Angeklagte
das letzte Mal ſo großen Wert legte, der aber damals ſeines
leidenden Zuſtandes halber nicht vor Gericht erſcheinen konnte.

Wilhelmshafen, 23. Mai. Das Torpedoboot Nr. 107, welches
mit dem Kreuzer Lübeck zuſammengeſtoßen iſt, lief ſchwer be
ſchädigt hier ein.

Prag, 23. Mai. Auf dem Zentralfriedhof in Auſſig feuerte
ein Mann Namens Nitſche aus Görlitz mehrere Schüſſe auf
ſeinen ſiebenjährigen Sohn und ſeine vierjährige Tochter ab,
Lertere er ſich ſelbſt erſchoß. Die Kinder ſind lebensgefährlich
verletzt.

agt geweſen, ſo be-
es Antrags auf

Revolution in Rußland.
Warſchau, 23. Mai. Jm hieſigen Zentralgefängnis fand

geſtern eine blutige Revolte ſtatt. Mehrere Gefangene ver
ſuchten bei der Rückkehr vom Gottesdienſt ihre Wächter zu
töten. Dieſe feuerten, worauf Militär herbeieilte und einige
Salven abgab. Drei Gefangene wurden erſchoſſen, drei ſchwer
verwundet, die übrigen wurden gefeſſelt. Auch mehrere Ge
fangenwärter erlitten Verwundungen.

Verantwortlicher Redakteur: Oskar Fröhlich in Halle.

igaJ ür Hausarbeit geſucht.

Preuss. Gr.3.

rrenenarb. od. Arbeiterinnen

öffnet v. t Wie ff. Jwitt, Wahren, See
Sommer 1907.

bei hohen t
Linien

in HMar.
Preis 25 Pfs

H. Kranse,
Hoffmann und Frida Thormann geb.
(Spitze 13 und Ranniſcheſtr. 11). Bäckermeiſters Große T. 10
Schuhmacher Bauhardt und (Thomaſiusſtr. 44).
Margarete van Deel (FrieſenPinkny T., 14 J. (Klinik), Ar

eden Freitag und Karoline Rudloff (Gr. Klaus-

e See eerpoſt-Aſſiſtent Ziſtler und
Schwetſchkeſtraße 28. Emma Pfad (Halle a. S. und

ff. fr. Wurſt 80 Pf. (Rab.-M.) Heiligenſtadt). Stellmacher Finke

Kutſcher ſ56 J. (Klinihh. Witwe PfeifferEheſchließungen:
Ebert, 68 J. (Kuttelhof

rbeiters

worden iſt.

t Zigarenen.
den dauernde Beſchäftigungden daner e der e, der wichtigſtenFahrſtraßen, 2ee u. Omnikus

0006 Weissenfels. G900Mehrere Weißgebäck-Aus-
trägerinnen werden noch ein
geſtellt, zu melden im Kontor
De Schillerſtraſze 6. W
Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd, Steinweg 2, 22. Mai.

Aufgeboten: Arbeiter Neu-
Jda Rudolph (Ritter

Die Lolksbethhenimg nd
Arbeiter Schräber

und Chriſtiane Slotta (Halle a. S.
und Zedlitz). Schloſſer Ritter u.
Marie Wenzel (LeipzigReudnitz).

ütten-Jngenieur Erdmann und
enriette Sior (DuisburgRuhr-

ort und Darmſtadt). Zimmer-
mann Heimburger und Olga
Röthel (Unterneſſa und Lenge-
feld). Klempner Sennewald u.
Maud Bleichroth (Beeſen und

ügri Böhmema Pilgrim (Halle a. S. un
Uphauſey).

ſtraße 4 und Schülershof 3).
Geboren: Schloſſer Gro-

motka T. (Klinik). Arbeiter Horſt
T. (Klinik). Gaſtwirt Priedig-
keit T. (Mansfelderſtraße 29).
LokomotivHilfsheizer Rudow S.
Güſchdorferſtraße 5). Gefängnis-

ſp. Aſſiſtent Bruchmüller
Wegſcheiderſtraße 29).

beiter Hartmann, 40 J. (Streiber
ſtraße 27).
Halle-Nord, Burgſtr, 38, 22. Mat

Aufgeboten: Maler Raſche
u. Marie Wernicke (Chaplotten
ſtraße 13 und Wilhelinſtr. 45),

eboren: Arbeiter Michael

erger Georgſtraße 9),
T. T. Weißeyburgſt, 9. jener

Geſtorben: Kaufmann Levi, Arbeiter Enke T, Genrietten

mee(Künſh.. Krbenter Steinager, S Weg rußheä 49
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